Landeshauptstadt Hannover - 50.08 - Datum 10.10.2013
Einladung

zur 16. Sitzung des Sozialausschusses am Montag, 21. Oktober 2013, 15.00 Uhr, Rathaus,
Hodlersaal

Tagesordnung:

I OFFENTLICHER TEIL

1. Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemaéalen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. Genehmigung des Protokolls tiber die Sitzung am 16.09.2013 - Offentlicher
Teil -

3. Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde

4, Stadtfuihrungen fir Gehdérlose und Schwerhdérige

4.1. Antrag der CDU zu Stadtfiihrungen fur Gehdrlose und Schwerhérige

(Drucks. Nr. 1352/2013)

4.2. Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
zu Drucks. Nr. 1352/2013 (Antrag der CDU zu Stadtfiihrungen fur Gehdrlose
und Schwerhdrige)

(Drucks. Nr. 2080/2013)

5. Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion zu einer Projektgruppe zum Thema
"Flichtlinge"
(Drucks. Nr. 1464/2013)

6. Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen zur
Beratung von Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"
(Drucks. Nr. 1771/2013)

7. Abschluf3 der Sanierung Vahrenheide-Ost
(Drucks. Nr. 1434/2013 mit 2 Anlagen)

8. Abschluf3 der Sanierung Vahrenheide-Ost
(Drucks. Nr. 1434/2013 E1 mit 2 Anlagen)



10.

11.

12.

13.

14.

Forderung gemeinschaftlichen Wohnens
(Drucks. Nr. 1657/2013)

Zu diesem Punkt ist eingeladen:
Bezirksbirgermeister Rodel, Stadtbezirksrat
Kirchrode-Bemerode-Wiilferode

Forderung sozialer Quartiersentwicklung mit besonderem Fokus auf altere
Menschen
(Drucks. Nr. 2039/2013)

Sucht im Alter
(Informationsdrucksache Nr. 2115/2013)

Netzwerk Demenz; Perspektiven der Birgerarbeit im KSH nach Beendigung
des Modellprojekts in 2014
(Informationsdrucksache Nr. 2116/2013 mit 1 Anlage)

Konzept Beratungsstelle fir Asylsuchende
(Informationsdrucks. Nr. 2018/2013 N1 mit 1 Anlage)

Bericht des Dezernenten

Der Oberburgermeister



Landeshauptstadt Hannover - 50.08 -

PROTOKOLL

Datum 22.10.2013

16. Sitzung des Sozialausschusses am Montag, 21. Oktober 2013, Rathaus, Hodlersaal

Beginn 15.00 Uhr
Ende 16.35 Uhr
Anwesend:

Ratsfrau Wagemann
Ratsfrau Dr. Koch
Ratsfrau Barth
Ratsherr Breves
Ratsherr Engelke

(far Ratsfrau Bruns)
Beigeordneter Forste
Ratsherr Hellmann
Ratsfrau Klingenburg-Pulm
Ratsherr KuRner

(far Ratsherrn Lorenz)
Ratsfrau Langensiepen
Ratsherr Mineur

(far Ratsfrau Keller)
Ratsherr Nicholls

Beratende Mitglieder:
Herr Akbulut

Frau M.A. Arbabian-Vogel
Herr Fahlbusch

Herr Laske

Frau Stadtmiiller

Grundmandat:
Ratsherr Dr. Junghénel

Verwaltung:

(Bundnis 90/Die Grinen)
(SPD)
(CDU)
(SPD)
(FDP)

(DIE LINKE.)

(CDUL)

(Bundnis 90/Die Grinen)
(CDU)

(Bundnis 90/Die Grinen)
(SPD)

(SPD)

(PIRATEN)

Stadtrat Walter, Jugend- und Sozialdezernent
Frau Ruhrort, Fachbereich Soziales
Herr Strotmann, Fachbereich Senioren

Frau Ehlers, Fachbereich Soziales

Frau Feuerhahn, Fachbereich Soziales
Frau Kalmus, Presse- und Offentlichkeitsarbeit

Herr Laue, Fachbereich Senioren

Herr Pietzko, Fachbereich Senioren
Frau Vogt-Janssen, Fachbereich Senioren

Herr Beil, Fachbereich Soziales

fur die Niederschrift

15.00 - 16.15 Uhr



Tagesordnung:

4.1.

4.2.

6.1.

6.2.

10.

11.

OFFENTLICHER TEIL

Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Genehmigung des Protokolls tiber die Sitzung am 16.09.2013 - Offentlicher
Teil -

Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde
Stadtfuihrungen fir Gehdrlose und Schwerhdérige

Antrag der CDU zu Stadtfiihrungen fur Gehdrlose und Schwerhérige
(Drucks. Nr. 1352/2013)

Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
zu Drucks. Nr. 1352/2013 (Antrag der CDU zu Stadtfiihrungen fur Gehdrlose
und Schwerhdrige)

(Drucks. Nr. 2080/2013)

Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion zu einer Projektgruppe zum Thema
"Flichtlinge"
(Drucks. Nr. 1464/2013)

Beratung von Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"

Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen zur
Beratung von Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"
(Drucks. Nr. 1771/2013)

Anderungsantrag der CDU-Fraktion zu Drucks. Nr. 1771/2013 (Antrag der
SPD-Fraktion und der Fraktion Blndnis 90/Die Grlinen zur Beratung von
Seniorlnnen zum Thema "Wohnen")

(Drucks. Nr. 2138/2013)

Abschluf3 der Sanierung Vahrenheide-Ost
(Drucks. Nr. 1434/2013 mit 2 Anlagen)

Abschluf3 der Sanierung Vahrenheide-Ost
(Drucks. Nr. 1434/2013 E1 mit 2 Anlagen)

Forderung gemeinschaftlichen Wohnens
(Drucks. Nr. 1657/2013)

Forderung sozialer Quartiersentwicklung mit besonderem Fokus auf altere
Menschen
(Drucks. Nr. 2039/2013)

Sucht im Alter
(Informationsdrucks. Nr. 2115/2013)



12. Netzwerk Demenz;
- Perspektiven im Kommunalen Seniorenservice Hannover (KSH) im Hinblick
auf das auslaufende Projekt Blrgerarbeit
(Informationsdrucks. Nr. 2116/2013 mit 1 Anlage)

13. Konzept Beratungsstelle fir Asylsuchende
(Informationsdrucks. Nr. 2018/2013 N1 mit 1 Anlage)

14. Bericht des Dezernenten

. OFFENTLICHER TEIL

TOP 1.
Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgem aRen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordn ung

Ratsfrau Wagemann erdffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemale Einladung
sowie die Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest.

Zur Tagesordnung erklarte Stadtrat Walter , die Verwaltung setze den Tagesordnungspunkt
13 ab. Hintergrund sei eine Bitte des Rates, das Thema in Form einer Beschlussdrucksache
vorzulegen. Dem wolle die Verwaltung nachkommen.

Ratsfrau Dr. Koch bat darum, den Tagesordnungspunkt 9 in die Fraktionen zu ziehen, da
es hier noch Beratungsbedarf gebe. Dennoch bitte sie darum, den Tagesordnungspunkt
aufzurufen, damit bereits jetzt bestehende Fragen geklart werden konnten.

Beigeordneter Forste bat darum, den Tagesordnungspunkt 10 in die Fraktionen zu ziehen,
da er hier noch Beratungsbedarf sehe.

Der Sozialausschuss war mit der so geanderten Tagesordnung einverstanden.

TOP 2.

Genehmigung des Protokolls tiber die Sitzung am 16.0  9.2013 - Offentlicher Teil -
Ohne Aussprache.

Einstimmig

TOP 3.

Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde

Es wurden keine Fragen gestellt.

TOP 4.

Stadtfuhrungen fur Gehdrlose und Schwerhdrige

Ratsfrau Barth erkléarte, als die Drucksache ihrer Fraktion in der vergangenen



Sozialausschusssitzung zur Beratung in die Fraktionen gezogen worden sei habe sie einen
erweiterten Anderungsantrag erwartet. Stattdessen werde ein Konzept gefordert. Die direkte
Umsetzung mit zwei Stadtfihrungen pro Jahr hatte Ergebnisse zeigen kénnen.

Ratsfrau Langensiepen sagte, am Antrag der CDU-Fraktion stére sie, dass dieser nicht
inklusiv sei, wenn separate Stadtflihrungen fir eine Behinderungsform angeboten werden
sollten. Vielmehr misse es so sein, dass das bestehende Angebot auch fir Schwerhdérige,
Menschen mit Sehbehinderung und in der Mobilitét eingeschrénkte Personen, die zum
Beispiel Touristen seien, zur Verfligung stehe. Es musse erreicht werden, dass das
bestehende Angebot von allen Menschen ohne eine separate Anmeldung genutzt werden
kénne. Es sei ihr auch unverstandlich, warum die Stadtfiihrungen kostenlos angeboten
werden sollten. Bei Personen, die den Hannover-Aktiv-Pass nutzten, kobnne Uber eine
Kostenreduzierung nachgedacht werden.

Ratsfrau Dr. Koch schloss sich ihrer Vorrednerin an. Der Ansatz der Inklusion solle im
Vordergrund stehen. Dabei missten auch die Interessen von Gehdérlosen und
Schwerhdrigen beriicksichtigt werden. Der Vorschlag sei, das Konzept beim Runden Tisch
fur Menschen mit Behinderung vorzustellen, in dem auch die Verbande vertreten seien.
Kostenvergunstigungen fur Bedurftige und Nutzer des Hannover-Aktiv-Passes kénnten
eingearbeitet werden. Da auch Menschen mit Behinderung oft mit ihnren Familien unterwegs
seien biete es sich an, die Fihrungen fir gemischte Gruppen anzubieten.

Ratsherr Dr. Junghanel sagte, er bevorzuge es, rasch zu Ergebnissen zu kommen. Dem
Antrag der CDU-Fraktion werde er daher zustimmen.

Ratsherr Hellmann erklarte, es gehe nicht um eine Separierung von Behinderten. Dennoch
kénnten die normalen Stadtfiihrungen kaum fur Gehérlose und Schwerhdrige geeignet sein.
Nicht jeder Stadtfuhrer beherrsche die Gebardensprache und es gebe auch nicht geniigend
Gebardendolmetscher, damit jede Stadtfiihrung entsprechend personell ausgestattet sein
kénne. Darlber hinaus sei davon auszugehen, dass, unabhangig von den Kosten, dies fir
die meisten Stadtfihrungen auch nicht notwendig sei.

Ratsfrau Langensiepen erganzte, es gehe ihr darum, dass die betroffenen Menschen mit
einbezogen wirden. Dass lediglich die Beauftragte fir Menschen mit Behinderungen mit
der Hannover Marketing und Tourismus GmbH (HMTG) spreche, sei nicht im Sinne der
UN-Konvention. Vielmehr sollten alle Verbénde fir alle Behinderungsformen zu dem Thema
gefragt und gehort werden.

Ratsfrau Barth sagte, sie finde es schade, dass hier auf das Sammeln von Erfahrungen

verzichtet werde. Es sei geradezu grotesk, dass Stadtfihrungen auf Plattdeutsch
angeboten wirden, nicht aber zweimal jahrlich fur Gehdrlose.

TOP 4.1.

Antrag der CDU zu Stadtfuhrungen fur Gehorlose und Schwerhorige
(Drucks. Nr. 1352/2013)

Diskussionsbeitrage siehe Tagesordnungspunkt 4.

3 Stimmen dafir, 8 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 4.2.
Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion B undnis 90/Die Grunen zu



Drucks. Nr. 1352/2013 (Antrag der CDU zu Stadtfuhru  ngen fiir Gehorlose und
Schwerhorige)
(Drucks. Nr. 2080/2013)

Diskussionsbeitrage siehe Tagesordnungspunkt 4.

8 Stimmen dafir, 3 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 5.

Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion zu einer Proj  ektgruppe zum Thema
"Flichtlinge”

(Drucks. Nr. 1464/2013)

Ratsfrau Barth wies darauf hin, dass der Antrag zu einem Zeitpunkt gestellt worden sei, in
dem die Einrichtung einer Projektgruppe notwendig erschien. Inzwischen habe die
Bauverwaltung ein Konzept vorgelegt. Der Antrag werde dennoch nicht zuriick gezogen.

3 Stimmen dafir, 8 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 6.
Beratung von Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"

Ratsfrau Langensiepen sagte, der Antrag solle dazu dienen, die vorhandenen Angebote
zusammenzufassen und alteren Menschen Ansprechpartner zu benennen.

Ratsfrau Barth erkléarte, ihre Fraktion wolle den Ansatz pragmatischer I6sen. Ohne grol3en
finanziellen Aufwand kdnne dies bei der bekannten Anlaufstelle, dem Kommunalen
Seniorenservice Hannover, in einer Erprobungsphase durchgefiihrt werden.

Frau Stadtmuller wies darauf hin, dass éltere Menschen Probleme damit hatten, ihre
Forderungen gegenuber einem Vermieter durchzusetzen. Dariiber hinaus versuchten einige
Vermieter moglichst wenig in die Wohnungen zu investieren. Sie legten ihren alteren
Mietern nahe, auszuziehen.

Herr Strotmann erlauterte, dass es sich hier um den Bereich des
Rechtsdienstleistungsgesetzes handele. Danach werde gehandelt, wenn ein gesetzlicher
Auftrag bestehe oder eine 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft innerhalb ihrer Aufgaben
beschliel3e, dies zu tun. Der Rat kénne beschlieRen, dass diese Aufgabe Ubernommen
werden solle. Bislang gebe es keinen derartigen Beschluss, und es gehoére auch nicht zum
kommunalen Auftrag, die Einzelrechtsberatung, die hier angezeigt sei, vorzunehmen.
Derzeit ibernehme der Deutsche Mieterbund die Rechtsberatung seiner Mitglieder. Der
Jahresbeitrag belaufe sich auf 75 €. Wenn sich jemand an den Kommunalen
Seniorenservice mit einer mietrechtlichen Frage wende werde er an den Deutschen
Mieterbund verwiesen.

Stadtrat Walter flhrte aus, dass die Landeshauptstadt Hannover als damaliger Trager der
ortlichen Sozialhilfe bei Mietstreitigkeiten in einen Abwéagungsprozess eingetreten sei. Wenn
sich bei pauschaler Prifung durch den Sozialhilfesachbearbeiter herausstellte, dass die
Ubernahme der Beitrage zum Mieterbund giinstiger als eine Raumung der Wohnung sei,
wurden diese Ubernommen. Diese Praxis werde von der Region Hannover fortgesetzt. Wer
nicht tber eigene Mittel verfiige konne die Ubernahme fiur zunéachst ein Jahr beantragen.
Eine Einzelfallpriifung ergebe dann ob es zur Ubernahme des Jahresbeitrages komme.



Ratsfrau Wagemann gab den Vorsitz ab.

Ratsfrau Wagemann sagte, die deutsche Gesellschaft sei eine alternde. Immer mehr altere
Menschen hatten Probleme damit ihre Behérdenangelegenheiten selbst zu regeln. Dartber
hinaus sei in der 6ffentlichen Berichterstattung zu verfolgen, dass einige Vermieter sehr
merkwirdige Verhaltensweisen an den Tag legten, von denen haufig auch Senioren
betroffen seien. Im Antrag gehe es darum, das Interesse des Seniorenbeirates, eine gute
Vertretung der Senioren zu gewahrleisten, aufzugreifen. Gemeinsam mit dem Kommunalen
Seniorenservice Hannover und dem Mieterbund solle Uber Mdglichkeiten gesprochen
werden, wie die Niedrigschwelligkeit verbessert werden kdnne.

Ratsfrau Wagemann (bernahm wieder den Vorsitz.

Herr Fahlbusch erinnerte daran, dass die Menschen mit zunehmendem Alter die Fahigkeit
verloren, ihre Dinge selbst zu regulieren. Das Unvermdgen vieler alterer Menschen, sich
bestehender Hilfesystem zu bedienen, sei bekannt. Fir diese dlteren Menschen seien
Lotsen erforderlich.

Ratsherr Engelke sagte, nach der bisherigen Diskussion frage er sich, was sich dndern

werde, wenn dem Antrag zugestimmt wirde.

TOP 6.1.

Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Biindnis 90  /Die Griinen zur Beratung von
Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"

(Drucks. Nr. 1771/2013)

Diskussionsbeitrage siehe Tagesordnungspunkt 6.

7 Stimmen dafir, 4 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 6.2.

Anderungsantrag der CDU-Fraktion zu Drucks. Nr. 177 1/2013 (Antrag der
SPD-Fraktion und der Fraktion Bindnis 90/Die Griinen zur Beratung von Seniorlnnen
zum Thema "Wohnen")

(Drucks. Nr. 2138/2013)

Diskussionsbeitrage siehe Tagesordnungspunkt 6.

3 Stimmen dafir, 8 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 7.

Abschluf’ der Sanierung Vahrenheide-Ost

(Drucks. Nr. 1434/2013 mit 2 Anlagen)

Ohne Aussprache.

Einstimmig



TOP 8.
Abschluf’ der Sanierung Vahrenheide-Ost
(Drucks. Nr. 1434/2013 E1 mit 2 Anlagen)

Ohne Aussprache.

7 Stimmen dafir, 3 Stimmen dagegen, 0 Enthaltungen

TOP 9.
Forderung gemeinschatftlichen Wohnens
(Drucks. Nr. 1657/2013)

Zur Nachfrage von Ratsfrau Barth wie der Saldo im ordentlichen Ergebnis des
Teilergebnishaushaltes entstanden sei bat Herr Strotmann darum, dies mit dem Protokoll
beantworten zu dirfen.

Ratsherr Dr. Junghanel bat um Auskunft, zu wessen Eigentum der Treppenlift gehore,
nachdem er eingebaut sei, ob die Gagfah vertrauenswiirdig sei, die Wartung und Reparatur
zeitnah durchzufthren und wer der zweite Vertragspartner sei, falls ein Vertrag tber die
eben genannte Verpflichtung geschlossen wirde.

Ratsfrau Dr. Koch fragte, wie viele Wohneinheiten durch den Treppenlift erreicht werden
kénnten und welche Art Treppenlift eingebaut werde. Gebe es bereits Interessenten fir die
Wohnungen, sei an bestimmte Behinderungsformen gedacht und wie seien die konkreten
Planungen.

Ratsfrau Wagemann gab den Vorsitz ab.

Ratsfrau Wagemann sagte, sie interessieren sich dafir, ob die Stadt grundsatzlich in
privates Eigentum investiere wenn es darum gehe, die Barrierefreiheit herzustellen. Dartber
hinaus wolle sie wissen, wie haufig dies der Fall sei.

Ratsfrau Wagemann (bernahm wieder den Vorsitz.

Ratsfrau Barth bat um Auskunft, ob es mdglich sei auch den Rollator mit dem Treppenlift
zu transportieren. Ansonsten stelle sich die Frage nach der Sinnhaftigkeit dieser Investition.

Ratsherr Nicholls fragte, ob der Lift so gestaltet sei, dass er ohne Unterstiitzung allein
bedient werden konne.

Stadtrat Walter erklarte, aus den Fragen sei eine aul3erordentliche Skepsis zu entnehmen.
Mit der Zuwendung sollte erstmalig ein Wohngemeinschaftsprojekt unterstiitzt werden. Den
Redebeitragen sei zu entnehmen, dass mdglicherweise ein Prazedenzfall geschaffen

werden kénnte. Aus diesem Grund ziehe er die Drucksache der Verwaltung hiermit zurtck.

Zuruckgezogen
TOP 10.

Forderung sozialer Quartiersentwicklung mit besonde rem Fokus auf altere Menschen
(Drucks. Nr. 2039/2013)



Stadtrat Walter fuhrte aus, die hier vorgelegte Drucksache sei von wegweisender und
pradestinierender Bedeutung. Die Verwaltung sei bereit, hier einen ungewdhnlichen Weg
der Finanzierung zu gehen, da externe Stiftungsmittel gewonnen werden mussten und
kénnten. Der Stiftungsgeber erwarte von der Landeshauptstadt Hannover die Zusage der
Nachhaltigkeit des Projekts. Vor einiger Zeit sei den Mitgliedern des Sozialausschusses
eine Schrift des Deutschen Vereins fur 6ffentliche und private Firsorge tUbersandt worden,
in der Wege aufgezeigt wurden, wie soziale Quartiere mit einem besonderen Fokus auf
altere Menschen entwickelt und geférdert werden kénnten. Andere Kommunen seien dieses
Thema bereits angegangen, und auch die Landeshauptstadt Hannover wolle diesen Weg
beschreiten.

Stadtrat Walter sagte, zwar konkurriere die Stadt Hannover bei den Zuwendungsgebern
mit anderen Kommunen, die ahnliche Gedanken verfolgten und grundséatzlich vergréRere
Schnelligkeit auch die Chancen. Dennoch sehe er derzeit keinen Zeitdruck, den Antrag eilig
durch das Ratsverfahren zu bringen.

Stadtrat Walter erlauterte, der Generali Zukunftsfonds sei wie eine Stiftung, angesiedelt bei
der Generali Versicherungs AG. Diese habe, wie andere vergleichbare Unternehmen auch,
eine Stiftung gegrundet. Diese habe sich auf den demographischen Wandel spezialisiert
und fordere insbesondere Projekte, die sich diesem Wandel verpflichtet fuhlten und von
Nachhaltigkeit gepragt seien. Mit der vorgelegten Drucksache solle auch ein Ratsbeschluss
herbeigefuhrt werden, der es der Verwaltung erlaube, sich bei den weiteren Verhandlungen
zur Nachhaltigkeit zu verpflichten. Sobald sich Konkretisierungen ergaben werde die
Verwaltung eine gesonderte Drucksache vorliegen.

Auf Wunsch der DIE LINKE. in die Fraktionen gezogen

TOP 11.
Sucht im Alter
(Informationsdrucksache Nr. 2115/2013)

Ratsfrau Barth dankte der Verwaltung fur die vorgelegte Drucksache. Dieser Dank richte
sich auch an die STEP, die die Therapiegruppe ,50+" initiiert habe und begleite. Sie hoffe,
dass diese weiterhin Bestand haben werde.

Dem schloss sich Ratsfrau Dr. Koch an und sagte, sie habe es positiv aufgenommen, dass
nach der Anhérung im Sozialausschuss tber ,,Sucht im Alter* Gesprache gefiihrt worden
seien und auch die Trager mit ihrem Beratungsangebot reagiert hatten. Erschreckend
bleibe weiterhin die hohe Zahl von Suchterkrankten im Alter.

Stadtrat Walter fuhrte aus, die Verwaltung habe sich nach der Anhérung intensiv mit dem
Thema beschaftigt und als Resultat hieraus die Informationsdrucksache vorgelegt. Es sei
festgestellt worden, dass im Bereich der stationdren Pflege spezielle Angebote fur
Pflegebediirftige mit Suchtproblemen nicht im Vordergrund stiinden. Ein noch gréRReres
Problem sei die Sensibilisierung und Aufklarung des Personals Uber die Frihsymptomatik
und pflegebedingte therapeutische Hinweise, wie mit Personen umgegangen werden solle,
die Uber einen langen Zeitraum Suchtstoffe konsumiert hatten. Die Stadt Hannover als
Tragerin von Altenpflegeeinrichtungen versuche ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
informieren und auch andere Trager seien hier aktiv.

Die Situation im ambulanten Beratungsbereich stelle sich noch anders dar. Hier seien es
haufig die Angehdérigen, die Beratung und Hilfe suchten. Derzeit gebe es noch zu wenig
Angebote.



Zur Kenntnis genommen

TOP 12.

Netzwerk Demenz;

- Perspektiven im Kommunalen Seniorenservice Hannov  er (KSH) im Hinblick auf das
auslaufende Projekt Burgerarbeit

(Informationsdrucksache Nr. 2116/2013 mit 1 Anlage)

Ratsfrau Barth erkléarte, sie sei traurig dartiber, dass das Projekt 2014 beendet sein werde.
Es habe bei der Alltagsarbeit bewiesen, dass es sich gelohnt habe, es auf den Weg zu
bringen. Leider werde es kaum mdglich sein, Ersatz hierfur zu schaffen. Mdglicherweise
kénnten andere Mittel eingesetzt werden. Ansonsten solle Uberparteilich Gberlegt werden,
wie diese gute Arbeit aufrechterhalten werden kénne.

Stadtrat Walter erinnerte daran, dass im Sozialausschuss intensiv iber magliche
Arbeitsfelder der Birgerarbeit diskutiert worden sei. Es habe sich gezeigt, dass das
Arbeitsfeld der Unterstiitzung von Familien von an Demenz Erkrankten pradestiniert fir das
Thema Burgerarbeit war. In der vorgelegten Informationsdrucksache habe die Verwaltung
aufgefuihrt, welche ahnlichen Instrumente ihr derzeit zur Verfigung stiinden. Dabei sei der
Bundesfreiwilligendienst noch als am ahnlichsten anzusehen. Die Vergutung sei hier bei
weitem nicht so attraktiv wie bei der Burgerarbeit. Dartiber hinaus bedurften die Platze im
Rahmen des Bundesfreiwilligendienstes jeweils einer eigenen Genehmigung. Uber die
weiteren Fortschritte werde der Sozialausschuss informiert.

Fur diejenigen in der Verwaltung, die sich schon langer mit dem zweiten Arbeitsmarkt
befassten, war es nicht verwunderlich, dass nur wenige Biirgerarbeiter den Ubergang in den
ersten Arbeitsmarkt geschafft hatten, sagte Stadtrat Walter . Hierzu gehérten
Tatigkeitsfelder, die gemeinnltzige Zwecke entfalteten, aber nicht geeignet seien, eine
Ruckkehr in den ersten Arbeitsmarkt zu erreichen.

Frau Arbabian-Vogel ergénzte, ihrer Ansicht nach hatten die Rahmenbedingungen
verhindert, dass Menschen von der Blirgerarbeit in den ersten Arbeitsmarkt gelangten.
Hatte auch die freie Wirtschaft Burgerarbeiter einstellen kénnen, hatte dies sicher zu
anderen Effekten geflhrt.

Zur Kenntnis genommen

TOP 13.
Konzept Beratungsstelle fir Asylsuchende
(Informationsdrucksache Nr. 2018/2013 N1 mit 1 Anla  ge)

Zuriickgezogen

TOP 14.
Bericht des Dezernenten

14.1

Stadtrat Walter informierte dartiber, dass im Altenzentrum Eichenpark bis 2016
umfangliche Sanierungen vorgenommen wirden. Diese hatten auch zur Folge, dass sich
mit Beginn des nachsten Jahres die Bettenzahl um 22 auf 160 reduziere. Es handele sich



zunéachst um eine temporare MaRhahme bis zum Abschluss der BaumaRnahmen, die in
Abstimmung mit der Heimaufsicht, der Region Hannover, erfolge. Die Verwaltung werde die
Nachfragesituation beobachten und tber mégliche weitere Schritte gegebenenfalls in einer
Drucksache informieren.

14.2

Stadtrat Walter wies darauf hin, dass sich auch der Betrieb Stadtische Alten- und
Pflegezentren intensiv an den laufenden Bemuihungen, die Ausbildung in der Altenpflege zu
verbessern, beteilige. Zum 01.08. diesen Jahres hatten 17 neue Auszubildende gewonnen
werden kénnen, so dass zurzeit 45 junge Menschen eine Ausbildung zur Altenpflegerin/zum
Altenpfleger absolvierten. Es sei zu hoffen, dass die meisten von ihnen im Anschluss daran
ihre Arbeit in den stadtischen Alten- und Pflegezentren aufnehmen wollten.

14.3

Stadtrat Walter machte auf das vom Kommunalen Seniorenservice organisierte ,Festival
der Generationen” aufmerksam, das am 24.10. im Theater am Aegi um 19:30 Uhr
stattfinde. Eintrittskarten hierflir gebe es bereits ab 15 €.

14.4

Stadtrat Walter wies auf den Termin fur eine gemeinsame Sitzung des Sozialausschusses,
des Internationalen Ausschusses sowie des Bauausschusses hin, die am 20.11.2013 um
15:00 Uhr stattfinde. Hintergrund sei der Betrieb dreier Flichtlingsheime, der zum 1.1.2014
starten solle. Es sei notwendig, dass die Drucksachen in der Ratssitzung am 19.12.2013
beschlossen wirden.

145

Stadtrat Walter sagte, ihn habe die Einladung von Pro Beruf aus Vahrenheide erreicht, die
den Sozialausschuss in ihren Bildungsladen einladen wolle, um Uber die Erfahrungen und
Erfolge vor Ort zu berichten. Eine Sitzung im Bildungsladen sei nicht mdglich, vielleicht
kénnten sich jedoch Vertreter der Fraktionen den Bildungsladen anschauen.

Zum Vorschlag von Ratsherrn Engelke , ob der Geschéftsfihrer von Pro Beruf im
Sozialausschuss berichten kénne entgegnete Stadtrat Walter , die Intention sei, sich den
Bildungsladen vor Ort anzusehen.

Ratsfrau Wagemann regte an, die Einladung dahingehend zu beantworten, dass Vertreter
des Sozialausschusses den Bildungsladen besuchen wirden. Pro Beruf werde gebeten,
hierfir Terminvorschlage zu machen.

14.6
Stadtrat Walter berichtete vom Seniorenratgeber, den die Region Hannover in Kooperation
mit der Landeshauptstadt Hannover herausgegeben habe.

14.7

Stadtrat Walter wies auf die Termine der Weihnachtsfeiern der stadtischen Alten- und
Pflegezentren hin, fur die die Mitglieder des Sozialausschusses eine gesonderte Einladung
erhielten.

Margot-Engelke-Zentrum: 10. Dezember, 15:00 Uhr

Willy-Platz-Heim: 17. Dezember, 14:30 Uhr

Herta-Meyer-Haus: 18. Dezember, 14:30 Uhr

Altenzentrum Eichenpark: 18. Dezember, 14:30 Uhr

Heinemanhof: 4. Dezember, 14 bis 17:30 Uhr, Weihnachtsmarkt gemeinsam mit der
Kindertagesstatte und der Musikschule

-10 -



14.8

Als neue Leiterin des Bereiches 50.2 (Sonstige Sozialhilfe (ohne Altenhilfe), Hilfe zum
Lebensunterhalt und Grundsicherung in Einrichtungen) stellte Stadtrat Walter Frau
Feuerhahn vor.

Fir den Sozialausschuss begriuf3te Ratsfrau Wagemann Frau Feuerhahn und wiinschte ihr
alles Gute sowie eine gute Zusammenarbeit.

Ratsfrau Wagemann wies auf die von Herrn Fahlbusch angekiindigte Ausstellung* Armut
ist doch keine Kunst* hin.

Ratsfrau Wagemann berichtete, am heutigen Morgen sei gemeinsam mit der Ustra die
Plakataktion zur Kampagne ,Kein Raum fur Missbrauch” eréffnet worden.

Ratsfrau Wagemann sagte, sie wolle fur die stadtischen Alten- und Pflegezentren werben
und berichtete, sie selbst habe im Sommer kurzfristig ihre Mutter in einer
Altenpflegeeinrichtung unterbringen missen. Dies sei im Heinemanhof gelungen und
sowohl sie selbst als auch ihre Mutter seien sehr glicklich tber diese Wabhl.

Ratsfrau Wagemann schloss die Sitzung.

(Walter) (Hanebeck)
Stadtrat fur das Protokoll

-11 -



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 1352/2013)

Eingereicht am 29.05.2013 um 14:36 Uhr.

Ratsversammlung 13.06.2013

Antrag der CDU zu Stadtfuhrungen fur Gehorlose und Schwerhorige

Antrag zu beschlieRen:

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover fordert die Verwaltung auf, kostenlose
Stadtfuhrungen fur Gehdrlose und Schwerhérige anzubieten. Um dies zu ermdglichen,
werden von der Beauftragten fir Menschen mit Behinderung zusammen mit der Hannover
Marketing und Tourismus GmbH (HMTG) ehrenamtliche Stadtfiihrer gesucht.

Das Modellprojekt soll an zwei Terminen jahrlich (im Frihjahr und im Herbst) stattfinden und
auf 3 Jahre befristet sein. Die Termine werden auf der Internetseite der Landeshauptstadt
bekannt gegeben. Anschlie3end erfolgt die Evaluierung des Projekts, die Ergebnisse
werden dem Rat der Landeshauptstadt Hannover in Form einer Informationsdrucksache
vorgelegt.

Begriindung:

Die Landeshauptstadt Hannover hat mit der Konzeption ,Auf dem Weg zur inklusiven Stadt*
beschlossen, ihren eigenen Beitrag flr ein moéglichst gleichberechtigtes Miteinander von
Menschen mit und ohne Behinderungen zu leisten. Auf dem Weg zum Ziel einer inklusiven
Stadt sollen alle Bereiche des 6ffentlichen Lebens unter Berlicksichtigung verschiedenster
Anforderungen und Interessen weiterentwickelt werden.

In Laneburg werden kostenlose Stadtfihrungen fur Gehérlose und Schwerhdrige bereits
praktiziert. Diesem Beispiel sollte die Landeshauptstadt Hannover vor dem Hintergrund der
beschlossenen Konzeption ,Auf dem Weg zur inklusiven Stadt" folgen. Kostenlose
Fuhrungen fur Gehorlose und Schwerhdrige werden nicht nur einen inklusiven Beitrag auf
der kommunalen Ebene leisten, sondern auch Attraktivitat der Landeshauptstadt fur
Besucherinnen und Besucher erhdhen.

Jens Seidel
Vorsitzender

Hannover / 30.05.2013



SPD-Fraktion und Fraktion Bundnis 90/Die Griinen
( Antrag Nr. 2080/2013)

Eingereicht am 02.10.2013 um 15:05 Uhr.

Sozialausschuss, Verwaltungsausschuss

Anderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion B undnis 90/Die Grunen zu Drucks. Nr.
1352/2013 (Antrag der CDU zu Stadtfuhrungen fir Geh  6rlose und Schwerhdrige)

Antrag zu beschlieRen:

Der Rat der Landeshauptstadt Hannover fordert die Hannover Marketing und Tourismus
GmbH (HMTG) auf, in Kooperation mit den Verbanden von Menschen mit Behinderungen
und der Behindertenbeauftragten ein Konzept zu erarbeiten und umzusetzen. Ziel ist es die
Stadtfuhrungen der HMTG inklusiv fir alle Menschen mit und ohne Behinderung
anzubieten. Das erarbeitete Konzept soll dem Rat zeitnah vorgelegt werden.

Begriindung:

Die Landeshauptstadt Hannover hat mit der Konzeption ,Auf dem Weg zur inklusiven Stadt*
beschlossen, ihren eigenen Beitrag fir ein moglichst gleichberechtigtes Miteinander . von
Menschen mit und ohne Behinderung zu leisten. Auf dem Weg zum Ziel einer inklusiven
Stadt sollen alle Bereiche bzw. Angebote des 6ffentlichen Lebens unter Berlicksichtigung
verschiedenster Anforderungen und Interessen fur Menschen mit besonderen Bedarfen
geoffnet und weiterentwickelt werden.

Als Diskussionsrunde bietet sich der Runde Tisch fir Menschen mit Behinderungen an, zu
dem die HMTG eingeladen werden soll.

Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender
Christine Kastning Lothar Schlieckau

Hannover / 04.10.2013



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 1464/2013)

Eingereicht am 06.06.2013 um 00:00 Uhr.

Ratsversammlung 13.06.2013

Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion zu einer Proj  ektgruppe zum Thema "Flichtlinge”

Antrag zu beschlieRen:

Es wird eine Projektgruppe fur die Bearbeitung des Themenkreises
»Flichtlingsunterbringung und —betreuung” eingerichtet, um alle Aspekte dieses Themas
(bauliche Belange, Fragen der Unterkunftsgestaltung, sozialpolitische Fragen und
Birgerbeteiligung) zusammenzufihren.

Begriindung:

Das stadtische Vorgehen rund um die Aufnahme und Unterbringung der Flichtlinge ist in
letzter Zeit in die Kritik geraten. Ein inhaltlich geschlossenes Konzept ist nicht zu erkennen.
Das Verfahren zur Suche nach geeigneten Standorten wird als intransparent und einseitig
bezeichnet; die Bevolkerung vor Ort beklagt die mangelnde und verspatete
Informationspolitik der Stadt. Schwierigkeiten dieser Art kdnnen durch die Bildung einer
Taskforce vermieden und mit ihrer Arbeit kann die Taskforce allen Anforderungen dieses
komplexen Themengebietes gerecht werden.

Die Landeshauptstadt Hannover wird in diesem Jahr deutlich mehr Flichtlinge als in den
Vorjahren aufnehmen und unterbringen missen. Damit verbunden sind neben der Suche
nach geeigneten Mdglichkeiten der Unterbringung auch die kompetente und umfassende
Betreuung der Gefllichteten sowie die Aufnahme und Unterstlitzung der Menschen durch
die Bevdlkerung vor Ort - in einem hannoverschen Stadtteil.

Jens Seidel
Vorsitzender

Hannover / 06.06.2013



SPD-Fraktion und Fraktion Bundnis 90/Die Grinen
( Antrag Nr. 1771/2013)

Eingereicht am 21.08.2013 um 13:30 Uhr.

Sozialausschuss, Verwaltungsausschuss

Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bindnis 90  /Die Griinen zur Beratung von
Seniorlnnen zum Thema "Wohnen"

Antrag zu beschlieRen:

Die Verwaltung wird aufgefordert, im KSH verstarkt Uber bestehende
Beratungsmaglichkeiten flr altere Menschen als Mieterlnnen zum Beispiel in Wohnanlagen
aufzuklaren. Um Bedarfe abzuklaren und das bereits vorhandene Angebot niedrigschwellig
zu ermdglichen, werden Gesprache mit dem Deutschen Mieterschutzbund, dem
Seniorlnnenbeirat und evtl. anderen aufgenommen. Diese Gesprache sollen darauf
abzielen, die jeweiligen Beratungen und Dienstleistungen zugénglicher zu gestalten und gut
aufeinander abzustimmen.

Der Stand der Entwicklung soll den Gremien im Frihjahr 2014 vorgestellt werden.

Begriindung:

Nach Aussage des Seniorlnnenbeirates der Stadt Hannover haben viele Seniorlnnen Angst,
ihre Interessen innerhalb ihrer Mietverhéaltnisse zu vertreten. Hier soll eine verstarkte
Aufklarung Uber bestehende Beratungsmoglichkeiten helfen, die Betroffenen zu
ermachtigen, ihre Interessen angemessen zu vertreten. Dies wére ein Beitrag zum Erhalt
der Selbstandigkeit und des Wohlergehens alterer Mitblrgerlnnen und damit auch zur
Teilhabe Alterer innerhalb der Zivilgesellschaft.

Christine Kastning Lothar Schlieckau
Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender

Hannover / 22.08.2013



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 2138/2013)

Eingereicht am 17.10.2013 um 10:15 Uhr.

Sozialausschuss, Verwaltungsausschuss

Anderungsantrag der CDU-Fraktion zu Drucks. Nr. 177 1/2013 (Antrag der SPD-Fraktion und der
Fraktion Blndnis 90/Die Griinen zur Beratung von Sen  iorlnnen zum Thema "Wohnen")

Antrag zu beschlieRen:
Der Antragstext wird wie folgt neu gefasst :

Vor dem Hintergrund der andauernden Problematik run d um das Thema
“Mietverhaltnisse und Mieterrechte von Seniorinnen und Senioren“ wird die
Verwaltung aufgefordert, eine Mediatorin/einen Medi  ator mit Spezialkenntnissen in
Mietrechtsfragen beim Kommunalen Seniorenservice Ha  nnover einzustellen. Der
Einsatz kdnnte auch stundenweise als Honorarkraft o der auf ehrenamtlicher Basis
erfolgen.

Nach einer reprasentativen Erprobungsphase (mindest  ens ein Jahr) wird den
Gremien ein Bericht in Form einer Informationsdruck sache vorgelegt, der die
Frequenz der Inanspruchnahme dieses Angebots darleg  t, Gber den Verlauf der Félle
informiert sowie notwendige Informationen zur Entsc heidung beziglich der
Weiterfiihrung eines solchen Angebotes liefert.

Begriindung:

Der Kommunale Seniorenservice Hannover leistet in seiner taglichen Arbeit bereits heute
viel fur die Aufklarung der Seniorinnen und Senioren rund um alle Fragen zu Mietrechten
und

-pflichten. Aufgrund der spezifischen Problematik soll eine Vermittlerin/ein Vermittler fur die
Beratung von Seniorinnen und Senioren beim Kommunalen Seniorenservice angesiedelt
werden, die/der den angesprochenen Personenkreis aufgrund eigener Kompetenz bspw.
durch die Tatigkeit als Rechtsanwalt im Bereich des Mietrechts mit umfassenden und
konkreten Hilfestellungen unterstiitzen kann.

Jens Seidel
Vorsitzender

Hannover / 17.10.2013



Beschluss-

Landeshauptstadt Hannover drucksache

In die Kommission Sanierung Vahrenheide-Ost

In den Stadtbezirksrat Bothfeld-Vahrenheide Nr.11434/2013
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss

In den Sozialausschuss Anzahl der Anlagen |2

In den Ausschuss fur Umweltschutz und Grunflachen 20 TOP

In den Ausschuss fur Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Liegenschaftsangelegenheiten

In den Ausschuss fur Haushalt Finanzen und
Rechnungsprifung

In den Verwaltungsausschuss

In die Ratsversammlung

Abschluf’ der Sanierung Vahrenheide-Ost

Antrag,

als Satzung (Anlage 1) zu beschlieBen: Gemal § 162 Abs. 2 BauGB in Verbindung mit den
88 10 Abs. 1 und 8§ 58 Abs. 2 des Niederséachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) wird die Satzung uber die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes
Vahrenheide-Ost vom 16.10.1997 fur den in der Anlage 1 naher beschriebenen Teilbereich
aufgehoben.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Im Rahmen des Sanierungsverfahrens wurden eine Vielzahl von Projekten durchgefihrt, die
jeweils entsprechend ihrer Zielsetzung entweder geschlechtsneutral oder
geschlechtsspezifisch ausgerichtet waren. Die MalRhahmen und Projekte wurden in den
jahrlich aktualisierten "Integrierten Handlungskonzepten", zuletzt fortgeschrieben im Jahr
2008 (DS 2153/2008), ausfuhrlich dargestellt. Durch die Aufhebung der Satzung erfolgt
keine Bevorzugung oder Benachteiligung bezliglich des Geschlechts, des Alters der
Betroffenen oder einzelner Gruppen, wie z.B. behinderter Menschen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages
Seit der formlichen Festlegung vor 14 Jahren konnte mit dem Einsatz von mehr als 19,5
Mio. Euro an Stadtebauférderungsmitteln und weiteren investiven stadtischen Mitteln die



Wohn- und Aufenthaltsqualitat innerhalb des Sanierungsgebietes Vahrenheide-Ost
grundlegend verbessert werden. Diese Investitionen initiierten ein Mehrfaches an
Ausgaben, die von privaten Eigentimern zur Verbesserung der Wohnungen eingesetzt
wurden.

Zu den wichtigsten Projekten gehdren:

. Abriss der Klingenthal Hochhauser

. Neubebauung der Klingenthal-Flache mit Einfamilienhdusern

. Spielpark Holzwiesen

. Modernisierung des Emmy-Lanzke-Hauses (altengerechte Wohnungen und

verschiedene sozialen Einrichtungen)

. Umgestaltung des Vahrenheider Marktes (insbesondere des Brunnenplatzes und der
Ladenzeile)

. Erneuerung des Spielplatzes Magdeburger Stralle

. Platzgestaltung Plauener Stral3e

Weiterhin wurde die Modernisierung von mehr als 1.000 Wohnungen mit 9 Mio. Euro aus
Stadtebauférderungsmitteln geférdert. Weitere 900.000 Euro sind aus Mitteln des Jugend-
und Sozialdezernats in verschiedene sozialintegrative Projekte geflossen.

Durch das Zusammenwirken von baulichen und sozialen MaRnahmen wurden erfolgreich
die Grundlagen fur eine weiterhin positive Entwicklung des Stadtteils Vahrenheide
geschaffen. Im Ergebnis kann fur die Sanierung Vahrenheides eine positive Bilanz gezogen
werden.

Die Aufhebung der Sanierungssatzung erfolgt nach 8§ 162 Abs.1, Nr. 1 BauGB, weil die
Sanierung durchgefiihrt ist und keine weiteren Stadtebauférderungsmittel fir
Vahrenheide-Ost zur Verfligung stehen. Die Entlassung eines ersten Teilbereiches des
Sanierungsgebietes (s. Plandarstellung in Anlage 2) wurde bereits Anfang 2012 durch die
Drucksache 1828/2011 N1 beschlossen.

Gegenstand der vorliegenden Drucksache ist die Entlassung des zweiten Teilbereiches und
damit die vollstandige Aufhebung der Sanierungssatzung.

Die im Prozess der Sanierung entstandenen Instrumente der politischen Mitbestimmung,
insbesondere das Stadtteilforum (als Birgerforum) sowie das Quartiersmanagement (bis
auf weiteres mit einer halben Stelle, finanziert durch die GBH) sollen auch nach der
Entlassung weiter geftihrt werden (siehe hierzu auch DS 1837/2010 zur ,Sicherung der
Nachhaltigkeit des Sanierungsprogramms in Vahrenheide-Ost").

Der Quartiersfonds wurde im Haushaltsentwurf letztmalig fir das Jahr 2014 eingestellt. Die
Vergabe der Mittel wird voraussichtlich tUber die Sanierungskommission erfolgen, die bis
Ende 2014 ihre Arbeit vollstandig einstellen wird.

Zur Dokumentation der Sanierungserfolge wurde im August 2007 die Broschire
,Vahrenheide-Ost — Ein Stadtteil erneuert sich” erstellt. Erganzend wurde im Dezember



2012 eine ,Abschluss-Sanierungszeitung” herausgegeben.

61.41
Hannover / 05.06.2013



Anlage 1 - zur DS Nr.

Satzung
der Landeshauptstadt Hannover
uber die Aufhebung der Satzung uber die
formliche Festlegung fur das Sanierungsgebiet Vahrenheide-Ost

Aufgrund des 8§ 162 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung
mit den 88 10 Abs. 1 und 8 58 Abs. 2 des Niederséachsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in den jeweils gultigen Fassungen hat der Rat
der Landeshauptstadt Hannover die folgende Satzung beschlossen:

§1

(1) Die Satzung uber die férmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Vahrenheide-Ost
vom 16.10.1997 — bekannt gemacht im Amtsblatt fir den Regierungsbezirk Hannover
Nr. 2 vom 21.01.1998 — wird aufgehoben.

(2) Die Grenzen des Sanierungsgebietes Vahrenheide-Ost mit den Teilbereichen der
Entlassung sind in einem Ubersichtsplan dargestellt, der als Anlage Bestandteil dieser
Satzung ist.

Der Plan liegt in der stadtischen Bauverwaltung, Sachgebiet Stadterneuerung, Rudolf-
Hillebrecht-Platz 1, Zimmer 700 zur allgemeinen Einsichtnahme aus.

§2

Die Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung im gemeinsamen Amtsblatt fiir die Region
Hannover und die Landeshauptstadt Hannover in Kraft.

Hannover, den

Der Oberblrgermeister
in Vertretung
Monninghoff

1. Stadtrat
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Landeshauptstadt Hannover

In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss

In den Ausschuss fur Umweltschutz und Griunflachen
In den Sozialausschuss

In den Ausschuss fur Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Liegenschaftsangelegenheiten

In den Ausschuss fur Haushalt Finanzen und
Rechnungsprifung

In den Verwaltungsausschuss

In die Ratsversammlung

An die Kommission Sanierung Vahrenheide-Ost (zur
Kenntnis)

An den Stadtbezirksrat Bothfeld-Vahrenheide (zur
Kenntnis)

Be

schluss-

drucksache

Nr.

Anzahl der Anlagen

Zu TOP

1. Erganzung
1434/2013 E1
2

Abschluss der Sanierung Vahrenheide-Ost (1. Ergénzu

Antrag,

ng)

dem Zusatzantrag Drs.-Nr. 15-1520/2013 des Stadtbezirksrates Bothfeld-Vahrenheide
(einstimmiger Beschluss vom 19.06.2013, hier Anlage 1) und dem gleichlautenden Antrag
der Kommission Sanierung Vahrenheide-Ost (einstimmiger Beschluss vom 17.06.2013, hier

Anlage 2) nicht zuzustimmen.
Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Es wird auf die Drs.-Nr. 1434/2013 verwiesen.
Kostentabelle

Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.

Begriindung des Antrages

Der Quartiersfonds fiir das Sanierungsgebiet Vahrenheide-Ost ist im Ergebnishaushalt der

OE 61.41 bis einschlief3lich 2014 angemeldet.

In der Drs.-Nr. 1837/2010 N1 zur ,Sicherung der Nachhaltigkeit des Sanierungsprogramms
in Vahrenheide-Ost" wurde festgelegt, den Quartiersfonds nach Abschluss der Sanierung

zwei weitere Jahre zur Verfligung zu stellen.



In der Drucksache wird davon ausgegangen, dass ein erster Teilbereich bereits Ende 2010
aus der Sanierung entlassen wird und anschlieend eine zweijahrige Weiterfihrung des
Quartiersfonds erfolgt. Diese Verfahrensweise entspricht der allgemeinen
Verstetigungs-Strategie, die in allen Sanierungsgebieten Hannovers Anwendung findet.

Tatséachlich aber verzdgerte sich der Sanierungsabschluss und die Satzung zur
Teilentlassung trat erst 2012 in Kraft. Damit verschiebt sich die Weiterfihrung des
Quartiersfonds auf die beiden Folgejahre 2013 und 2014. Die Vergabe der Mittel soll
weiterhin nhach Empfehlung durch das Stadtteilforum und der Sanierungskommission
erfolgen. Hierzu sind nach aktueller Einschétzung neben der ,,Abschluss-Sitzung* im
Oktober 2013 zwei weitere Sitzungen der Kommission 2014 notwendig.

Im Anschluss (ab 2015) kénnen fur Projekte und MalRnahmen Mittel aus dem
Haushaltsansatz fur Quartiersmanagement in Nichtférdergebieten beantragt werden. Damit
kénnen im Laufe der Sanierung entstandene Projekte und Veranstaltungen weiter verstetigt
werden, um die im Rahmen des Sanierungszeitraums erreichten Ziele nachhaltig
abzusichern.

Das Quartiersmanagement der GBH wird wie in Drs.-Nr. 1434/2013 dargestellt bis auf
weiteres zur Unterstitzung des Quartiers und nachhaltigen Absicherung der
Sanierungserfolge weitergefuhrt.

61.41
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SPD - Fraktion CDU - Fraktion Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Bezirksratsherr Fischer (FDP)  Bezirksratsherr Yilmaz (DIE LINKE)

Drucks. Nr. 15- /5 2/ 12013

Herrn Fachbereich Steuerung, Personal

Bezirksburgermeister Grunenberg Berefé‘hdézaiggg:,' Tr?rt%nen :
Stadtbezirke, W1 und Statistik

Uber Bereich fur Ratsangelegenheiten

Stadtbezirke, Wahlen und Statistik 19, JUNI 2003

Rathaus

Trammplatz 2 ﬂj

30159 Hannover

In den

Stadtbezirksrat Bothfeld - VVahrenheide

fur die Sitzung
am 19.06.2013

TOP 8.2.1.
Interfraktioneller Zusatzantrag zu DS 1434/2013

Der Bezirksrat moge beschliellen:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel in Hohe von 25 000 € fur den Gebietsfonds
Vahrenheide-Ost nach Beendigung der Sanierung fir eine zwelahrige
Ubergangszeit bis Ende des Jahres 2015 weiter in den Haushalt einzustellen.

Die Verwaltung wird gebeten zu prufen, ob das bisherige Verfahren zur Vergabe der
Mittel (AG Gebietsfonds, Stadtteiiforum) bebehalten und die endglitige
Beschlussfassung auf den Bezirksrat Ubertragen werden kann.

Begriindung

in der Ratssitzung vom 16.02.2012 wurde beschiossen, die Satzung Uber die
formliche Festlegung des Sanierungsgebietes Vahrenheide-Ost vom 16.10.1997 fur
einen Teibereich aufzuheben. Mittlerweile steht das gesamte Gebiet kurz vor der
Entlassung aus der Sanierung.

Mit der Drucksache 1837-2012 N1 stellte die Verwaltung MalRnahmen zur Sicherung
der Nachhaltigkeit des Sanierungsprogramms in Vahrenheide-Ost vor. Besonders
hervorgehoben wird hier die Bedeutung von Stadtteilforum, Quartiersmanagement
und Gebietsfonds als Instrumente der Burgerinnenbeteiligung.

Die Mitte! des Gebietsfonds dienen dazu, soziale, sozial-kulturelle und andere
Projekte zu fordern.

Um eine Nachhaltigkeit und Verstetigung positiver Effekte zu gewahrleisten, solien
die Mittel des Gebietsfonds auch nach Beendrgung der Sanierung weiterhin fur eine
Ubergangszeit bestehen bleiben.



Hannover, den 19.06.2013

Trnanlg ﬁm;@_

(SPD - Fraktion)

—

‘ éf%&/

(Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) Fischer B

Yilmaz (DIE LINKE)
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Antrag

Die Verwaltung wird beauftragt, die Mittel in Hohe von 25.000 € fur den Gebietsfonds
Vahrenheide-Ost nach Beendigung der Sanierung fur eine zweijahrige
Ubergangszeit bis Ende des Jahres 2015 weiter in den Haushalt einzustellen.

Die Verwaltung wird gebeten zu priifen, ob das bisherige Verfahren zur Vergabe der
Mittel (AG Gebietsfonds, Stadtteilforum) beibehalten und die endgiltige
Beschlussfassung auf den Bezirksrat Gibertragen werden kann.

Begriindung

In der Ratssitzung vom 16.02.2012 wurde beschlossen, die Satzung Uber die
féormliche Festlegung des Sanierungsgebietes Vahrenheide-Ost vom 16.10.1997 fir
einen Teilbereich aufzuheben. Mittlerweile steht das gesamte Gebiet kurz vor der
Entlassung aus der Sanierung.

Mit der Drucksache 1837-2012 N1 stellte die Verwaltung MaBnahmen zur Sicherung
der Nachhaltigkeit des Sanierungsprogramms in Vahrenheide-Ost vor. Besonders
hervorgehoben wird hier die Bedeutung von Stadtteilforum, Quartiersmanagement
und Gebietsfonds als Instrumente der Blirgerinnenbeteiligung.

Die Mittel des Gebietsfonds dienen dazu, soziale, sozial-kulturelle und andere
Projekte zu férdern.

Um eine Nachhaltigkeit und Verstetigung positiver Effekte zu gewahrleisten, sollen
die Mittel des Gebietsfonds auch nach Beendigung der Sanierung weiterhin fir eine

Ubergangszeit bestehen bleiben. /\\E
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Beschluss-

Landeshauptstadt Hannover drucksache

In den Stadtbezirksrat Kirchrode-Bemerode-W lilferode
In den Sozialausschuss Nr.11657/2013

In den Verwaltungsausschuss
Anzahl der Anlagen |0

Zu TOP

Forderung gemeinschatftlichen Wohnens

Antrag,

der Wohngemeinschaft ,Gemeinsam statt Einsam e. V., Sticksfeld 19, 30539 Hannover, fir
die Beschaffung und den Einbau eines Treppenliftes zur Erweiterung eines
gemeinschaftlichen Wohnprojektes eine einmalige Zuwendung in Hohe von bis zu 5.000,--
Euro zu bewilligen

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Die Férderung des Wohnprojektes kommt grundséatzlich Frauen und Mannern
gleichermal3en zugute. Da im héheren Alter die Zahl der Frauen Uberwiegt, dirften von der
Fordermalinahme in der Mehrzahl Frauen profitieren.



Kostentabelle
Darstellung der zu erwartenden finanziellen Auswirkungen in Euro:

Teilfinanzhaushalt 57 - Investitionstatigkeit
InvestitionsmaflRnahme 31503.901 Seniorenarbeit sonst. MalRnahmen

Einzahlungen Auszahlungen

Zuwendungen fur
Investitionstatigkeit

Saldo Investitionstétigkeit

Teilergebnishaushalt 57

Produkt 31503 Seniorenarbeit

5.000,00
-5.000,00

Angaben pro Jahr

Ordentliche Ertrage Ordentliche Aufwendungen
Abschreibungen 385,00
Zinsen 0.4. (TH 99) 125,00
Saldo ordentliches Ergebnis -510,00

Begriindung des Antrages

Die Wohngemeinschaft ,Gemeinsam statt Einsam e. V.” hat im Jahre 2001 im Sticksfeld
das gemeinschaftliche Wohnprojekt auf der Grundlage eines Konzeptes gegrindet, dessen
Ziel es ist, selbststandiges Leben im Alter und aktive Teilhabe zu férdern und sich als
Mitglieder der Hausgemeinschaft gegenseitig zu helfen und zu unterstitzen sowie Hilfe zur
Selbsthilfe zu geben.

Die Mitglieder des gemeinschaftlichen Wohnprojektes leben in einzeln abgeschlossenen
Wohnungen der Wohnungsgesellschaft Gagfah, tberwiegend im Mehrfamilienhaus
Sticksfeld 17 (bereits mit Aufzug ausgestattet). Erganzend sollen die Wohnungen im
Nachbargebaude Sticksfeld 19 von der Gagfah - wie einzeln bereits geschehen - vorrangig
an Personen Uberlassen werden, die sich am Wohnprojekt beteiligen und Vereinsmitglied
werden mdchten.

Da jedoch im Wohnhaus Sticksfeld 19 kein Aufzug vorhanden ist, finden sich derzeit kaum
weitere geeignete Interessentinnen und Interessenten fur das Gemeinschaftsprojekt. Sofern
der Verein ,Gemeinsam statt Einsam“ keine weiteren Mitglieder findet, erfolgt eine
anderweitige Vergabe der Wohnungen durch die Gagfah. Eine der Wohnungen im
Sticksfeld 19 ist deshalb bereits anderweitig vergeben worden. Eine weitere Wohnung
haben die Vereinsmitglieder als Treffpunkt angemietet.

Seniorengerechtes Wohnen wirde mit dem moglichen Einbau eines Treppenliftes deutlich
gefordert.

Wohnprojekte gemeinschaftlichen Wohnens sind derzeit noch rar, verdienen aber eine
Forderung, weil das gemeinschaftliche Wohnen im Alter wechselseitige
Unterstitzungspotenziale frei setzt, so dass Hilfen von auf3en (z.B. Heimplatze) — wenn
Uberhaupt — wenigstens spater in Anspruch genommen werden missen.

Die Gesamtkosten eines Treppenliftes werden rund 22.000,- € betragen. Die
Wohngemeinschaft hat aus diesem Grund bei verschiedenen Stellen Férderantrage gestellt,
um diese Summe aufbringen zu konnen (bei der Stadt Hannover, der Region Hannover, der
Gagfah als Vermieterin und bei einer Stiftung).



Von der Region Hannover und der Landeshauptstadt Hannover erbitten die Antragsteller
eine Forderung in Hohe von jeweils 5.000,- £€.

Die Wartungskosten der Treppenliftanlage soll die Gagfah Gbernehmen, so dass hier von
einer auf die Mieterinnen und Mieter zu tragenden Umlage auszugehen ist. Eine
Baugenehmigung muss nicht eingeholt werden.

Ohne die beantragte Zuwendung kann im Sticksfeld 19 kein barrierearmes Wohnen
ermdglicht werden, so dass die mégliche Erweiterung des Wohnprojektes zu scheitern
droht. Der Verein ist aber auf weitere Mitglieder angewiesen, um die Lasten auf mehrere
Schultern verteilen zu kdnnen und auch die Kosten der zu Gemeinschaftszwecken
angemieteten Wohnung besser tragen zu kénnen.

Die Férdersumme wirde nur dann ausgezahlt, wenn die Gesamtfinanzierung gesichert ist.

57
Hannover / 13.08.2013



Beschluss-

Landeshauptstadt Hannover drucksache

In den Sozialausschuss
In den Verwaltungsausschuss Nr.12039/2013

In die Ratsversammlung
Anzahl der Anlagen |0

Zu TOP

Forderung sozialer Quartiersentwicklung mit besonde rem Fokus auf altere Menschen

Antrag,
der Rat moge beschliel3en:

1. Der Rat der Landeshauptstadt Hannover begruf3t es, soziale Quartiersentwicklung
mit besonderem Fokus auf altere Menschen an mehreren verschiedenen Orten in
der Stadt Hannover ab 2014 modellhaft zu erproben und zu beférdern.

2. Der Rat der Landeshauptstadt Hannover unterstiitzt den vom Fachbereich Senioren
der Stadt Hannover insoweit vorgesehenen Antrag auf Fordermittel beim Generali
Zukunftsfonds sowie die beabsichtigten gleichgerichteten jeweiligen Antrage des
Diakonischen Werkes und des Deutschen Roten Kreuzes beim Deutschen
Hilfswerk.

3. Der Rat der Landeshauptstadt Hannover nimmt zur Kenntnis, dass von
Sponsorenseite erwartet wird, dass nach erfolgreichem Start und Ablauf der
jeweiligen Forderperioden (voraussichtlich ab dem Jahr 2017) die Landeshauptstadt
Hannover im Rahmen verfiigbarer Haushaltsmittel die Nachhaltigkeit der so
eingeleiteten Quartiersentwicklungen fordern wird.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Genderspezifische Aspekte und Belange werden bei Quartiersentwicklungen beachtet.
Insgesamt ist davon auszugehen, dass bei der quartiersnahen Infrastrukturgestaltung keine
Bevorzugung oder Benachteiligung beziglich des Geschlechts oder des Alters der
Nutzerinnen und Nutzer oder einzelner anderer Gruppen zu erwarten ist. Es ist aber nicht
ausgeschlossen, dass einzelne Malinahmen de facto mehr Frauen oder mehr Mé@nnern zu
Gute kommen werden.



Kostentabelle

Mit dieser Entscheidung ist noch keine unmittelbare Entscheidung Uber den zusatzlichen
Einsatz stadtischer Mittel verknupft.

Bei erfolgreichen Quartiersentwicklungen wird allerdings von den potenziellen Férderern der
Erprobungsphase erwartet, dass anschlie3end auch stadtische Mittel zur Stitzung der
Nachhaltigkeit der eingeleiteten Entwicklungen verfligbar gemacht werden.

Uber Art und Hohe der insoweit einzusetzenden Mittel musste dann gegebenenfalls in
spateren Haushaltsjahren entschieden werden, wobei erfahrungsgemaf Startinvestitionen
besonders kostenintensiv sind, weshalb daftir Férdermittel Dritter eingeworben werden
sollen. Der Antrag beim Generali Zukunftsfonds richtet sich auf eine dreijahrige Férderung
in Hohe von jahrlich jeweils ca. 250.000 € (inkl. Personalkosten).

Schon aus Rechtsgriinden ist eine heutige Festlegung fir einen stadtischen Mitteleinsatz in
kiinftigen Haushaltsjahren nicht méglich, im Ubrigen ist es auch nur sinnvoll, zunachst die
Erprobungsphasen zu beobachten und zu bewerten.

Begriindung des Antrages
1. Vorbemerkung

Der demografische Wandel stellt jede Stadtentwicklung vor neue Herausforderungen.

Fur die Bewohnerinnen und Bewohner einer Stadt sind jedoch nicht so sehr allgemeine
Entwicklungen von Bedeutung, sondern die Auswirkungen unmittelbar im Wohnquartier. In
Fachkreisen steht daher die Befassung mit Quartiersentwicklungen an wichtiger Stelle.

Auch zukunftsorientierte Férderfonds sind grundsatzlich bereit, die Erprobung neuer Wege
und Zugange finanziell zu férdern. Es sollen dabei aber keine ,Strohfeuer* abgebrannt
werden, sondern derartige Quellen engagieren sich finanziell nur dann, wenn eine gewisse
Nachhaltigkeit eingeleiteter Entwicklungen wahrscheinlich ist. Dazu bedarf es einer
grundsétzlichen politischen Willensbildung, welche auf kommunaler Ebene durch den Rat
und seine Gremien zum Ausdruck gebracht werden sollte.

Wegen einer Forderung von Quartiersentwicklung hat die Verwaltung Kontakt zum Generali
Zukunftsfonds aufgenommen, von den Partnern im stadtweiten Netzwerk flr Senioren
wollen sich das Deutsche Rote Kreuz und das Diakonische Werk an das Deutsche
Hilfswerk wenden, um insoweit ,mehrere Eisen im Feuer“ zu haben.

Von den Entscheidungen der genannten Forderer ist abhangig, ob, in welchem Umfang
und an wie vielen Stellen die soziale Quartiersentwicklung / Entwicklung quartiersnaher
Infrastruktur mit besonderem Fokus auch auf altere Menschen angegangen werden kann.

Im Folgenden wird im Groben inhaltlich skizziert, in welche Richtung
Quartiersentwicklungen denkbar sind, wobei in unterschiedlichen Quartieren auch
unterschiedliche Anséatze und Mal3nahmen sinnvoll sein mogen.

2. Einleitung

Die Frage, wie und wo wir leben wollen, beantworten wir in unterschiedlichen Phasen
unseres Lebens. In einer alter werdenden Gesellschaft gewinnt vor allem der Wunsch nach
selbststandigem Wohnen und Leben bei guter Lebensqualitat bis ins hohe Alter hinein an
Bedeutung.

Alle Bevolkerungsprognosen gehen davon aus, dass in den kommenden Jahren die Zahl
alterer und hochaltriger Menschen ansteigen wird. Die weiter ansteigende
Lebenserwartung, der Eintritt der sogenannten ,Babyboomer" in die nachberufliche Phase
und ein wahrscheinlicher Wanderungsgewinn der Landeshauptstadt sorgen fir eine
deutliche Verschiebung der zahlenmafigen Anteile alterer und jingerer Menschen in



Hannover. Diese Entwicklung, die Ausdruck des demografischen Wandels ist, hat
Auswirkungen auf das gesellschaftliche Zusammenleben.

Der medizinische Fortschritt der letzten Jahrzehnte unterstitzt diese Entwicklung einer
Gesellschaft des langen Lebens. Unabhangig von der positiven Perspektive eines langeren
und meist aktiven Alter(n)s gibt es jedoch auch diejenigen Alteren, die wegen
Pflegebediirftigkeit, geistiger, korperlicher und / oder seelischer Einschréankungen sowie
chronischer oder demenzieller Erkrankungen nicht oder nur sehr eingeschrankt in der Lage
sind, ein selbstbestimmtes Leben im Alter zu fuhren. In welchem Mal3e die Zahl &lterer
Menschen mit einer weniger positiven Perspektive in Hannover ansteigen wird, ist aufgrund
vieler, nicht eindeutig bestimmbarer Faktoren, wie z. B. medizinischer Fortschritt bei der
Bekampfung chronischer Erkrankungen, technischer Fortschritt bei der Entwicklung weiterer
Unterstitzungs- und Hilfsmittel, zunehmender Einfluss praventiver und
gesundheitsfordernder MalRnahmen sowie weiterer Ausbau der sozialen Infrastrukturen
bisher nicht genau prognostizierbar.

3. Ziele

Ziel einer Stadtentwicklung muss es sein, Teilhabe, Selbstbestimmung und ein mdglichst
selbstbestimmtes Leben aller Menschen — unabhéangig vom jeweiligen Lebensalter — als
zentrale Aufgabe wahrzunehmen und sicher zu stellen. Ein solidarischeres Einstehen
fureinander auch auf3erhalb der rein familialen Bindungen wird tber die Arbeit in den
Quartieren und den Auf- und Ausbau sozialer Netzwerke verbessert, so dass gleichzeitig
auch die Grundlage fir eine neue Kultur des Helfens und der Sorge (community of care)
geschaffen wird. Das Verstandnis unterschiedlicher Altersgruppen fureinander wird im
Rahmen des Generationendialogs ermoéglicht. Damit wird auch der vor allem im Alter
gefurchteten und viel zu haufig eintretenden Isolierung und Vereinsamung
entgegengetreten. Es missen Rahmenbedingungen geschaffen werden, die eine
selbststandige Lebensfihrung aller Menschen, unabhéngig von Lebensalter, Geschlecht,
Gesundheitszustand, sozialer Lage und ethnischem Hintergrund ermdglichen. Dabei sind
sowohl die finanziellen Ressourcen als auch der prognostizierte Fachkraftemangel im
Pflegebereich zu beachten.

Der gesamte Bereich ambulanter Versorgungsstrukturen wird auf eine sozialraumorientierte
Versorgung auch in Wohngemeinschaften abgestimmt.

Leitbilder integrierter Betrachtung und Entwicklung eines Wohnquartiers sind z. B. ,Eine
Stadt fur Alle* und ,Eine Stadt der kurzen Wege*.

4. Voraussetzungen

Die Entwicklung einer quartiersnahen Infrastruktur wird nur dann gelingen, wenn innerhalb
der Organisation Stadt eine Kultur des Miteinanders und des Dialogs Uber die einzelnen
Ressorts hinausgehend entsteht und interdisziplinar mit allen relevanten Akteuren —
internen und externen — gesellschaftliche Veranderungen im Bereich Wohnen, Pflege,
Gesundheitsversorgung, lebensraumlicher Infrastrukturentwicklung und soziales
Miteinander zukunftsorientiert geplant, entwickelt und umgesetzt werden.

Die Losung fur diese, auf den sozialen Nahraum konzentrierte Entwicklung mit dem Ziel, die
sehr unterschiedlichen Lebensraume einer Stadtgesellschaft zutreffend zu erfassen und
nutzbar zu machen, liegt in der Quartiersentwicklung.

5. Quartiersentwicklung



Der Grundgedanke von Quartiersentwicklung ist nicht neu und wurde schon vielerorts in
verschiedener Form erfolgreich praktiziert (z.B. ,Gemeinwesenarbeit”, Unterstlitzung von
Nachbarschaften). Allerdings lag bislang kaum einmal ein Fokus auf Wohnquartiere mit
hohem Anteil alterer Bewohnerinnen und Bewohner oder den Bedarfssituationen Alterer.

Eine erfolgreiche Quartiersentwicklung erfordert allerdings die Mitwirkung vieler Akteure aus
unterschiedlichen Fachgebieten sowie die Vernetzung von Aufgaben und kommunalen
Handlungsfeldern. Damit wird die Quartiersentwicklung zu einer langfristigen und
multikomplexen Aufgabenstellung flr die Stadt mit zeitlich und inhaltlich weitreichenden
Auswirkungen. Diese Arbeit muss im jeweiligen Sozialraum koordiniert und auf die
zuklnftigen Anforderungen zugeschnitten werden. Eine solche Sozialraumentwicklung
schliel3t auch eine Wertediskussion ein, mit der Alter(n) als Wert bzw. Bereicherung
vermittelt wird.

Quartiersentwicklung ist langfristig geeignet, passgenaue und nachhaltige Strukturen fir die
bevorstehenden gesellschaftlichen Entwicklungen zu schaffen.

6. Ressource Seniorennetzwerke

Der Fachbereich Senioren hat mit dem Bereich Kommunaler Seniorenservice Hannover
(KSH) ein Netzwerk mit haupt- und ehrenamtlichen Informations- und Beratungs- sowie mit
Bildungs-, Unterstitzungs-, Begleitungs-, Fortbildungs- und Mitwirkungsangeboten
geschaffen, das sowohl mit stadtbezirklichen als auch mit stadtweiten Akteuren kooperiert
(,Seniorenplan 2003%).

Ziel der Aktivitaten des KSH und der Kooperationspartner — z. B. Wohlfahrtsverbande,
Wohnungswirtschaft, niedersachsische Arztekammer, stationare und teilstationare
Einrichtungen, Migrantenselbstorganisationen, Seniorenbeirat, Alzheimer Gesellschaft,
Polizeidirektion, Selbsthilfekontaktstellen, Pflegekassen — ist es inshesondere, das
selbststandige Leben und Wohnen im Alter sowie den intergenerationellen Dialog zu foérdern
und den sozialen Nahraum daflir auszugestalten. Gleichzeitig zielen die Planungen und
Aktivitaten des KSH darauf, ortliche Strukturen so zu gestalten, dass noch starker als bisher
geschehen, Angebote zur Verhinderung von Pflegebedurftigkeit und zur Entlastung
pflegender Angehdriger (wie z. B. Beratung, hauswirtschaftliche Hilfen, Tages- und
Kurzzeitpflegeplatze) eingerichtet werden.

Die Arbeit des KSH ist im Prinzip bereits dezentral ausgerichtet mit dem
SeniorenServiceZentrum im Ihmezentrum, den stadtbezirklichen Biros fir Seniorenarbeit
(grundsatzlich ein Biro als Anlaufstelle in jedem der 13 Stadtbezirke, nur die Stadtbezirke
Mitte und Linden-Limmer werden beide vom Ihmezentrum aus bedient).

Erganzend kommen zwei stadtisch betriebene und weitere flunf stédtisch gefoérderte
Seniorenbiros hinzu, die Beratung als Pflegestitzpunkt findet an sechs Standorten und
damit in vertragszulassig héchstmaoglichem MalRe dezentral statt. Hinzu kommen weitere
Stellen der Netzwerkpartnerinnen und —partner, insbesondere der Wohlfahrtsverbande.

Trotz dieser fur eine Kommune durchaus bemerkenswerten dezentralen Struktur bleibt es
mit wenigen Ausnahmen (z. B. Partnerbesuchsdienst, Alltagsbegleiter) eine Struktur, die auf
die Aktivitat des Klientels setzen muss (Uberwiegend ,Komm-Struktur®) eine kleinrdumigere
und auch mehr noch verbindende und zugehende Struktur in den Wohnquartieren erscheint
erganzend notwendig, kann aber auf der bisherigen Grundlage kaum initiiert werden.

7. Ausbau einer bestehenden Beteiligungs- und Vernet  zungsstruktur im sozialen
Nahbereich

Neben dieser kommunalen Struktur mit einer hohen Vernetzungsdichte will der KSH nun



starker im sozialen Nahraum, im Quartier, gemeinsam mit den lokalen Akteuren
wohnortnahe Infrastrukturen aufbauen bzw. weiterentwickeln. Dies soll zunachst modellhaft
an moglichst sechs unterschiedlichen Standorten in Hannover mit unterschiedlichen
Kooperationspartnern und weiteren Akteuren aus den jeweiligen Quartieren geschehen.

Die quartiersnahe Infrastrukturentwicklung ist kein statisches Konzept, sondern wird je nach
Bedurfnissen der Bewohnerinnen und Bewohner sowie anderer Akteure vor Ort
weiterentwickelt.

Die Anwohner und Nutzer der Anlaufstellen im Quartier erhalten die Mdglichkeit, sich selbst
und ihre Ideen in die Angebotsgestaltung und Infrastrukturentwicklung vor Ort einzubringen.

Erfahrungen aus unterschiedlichen Quartiersentwicklungen sind durchaus gewollt, ein
Einheitsmodell kann nicht das Ziel sein.

In ahnliche Richtung gehen auch einige niedrigschwellige Ansatze von insbesondere
einzelnen Wohnungsgenossenschaften in Hannover (z.B. ,Mieterladen®, Mietercafés,
Serviceleistungen, 0.4.), solche Ressourcen werden aber nur dann zur Verfigung gestellt,
wenn im Nahraum ein mdglichst groRer Wohnungsbestand einer Vermietungsgesellschaft
vorhanden ist.

8. Ausgangsbedingungen

Ein erfllltes, aktives Leben nach der Erwerbsphase, das zukiinftig deutlich langer sein wird,
erfordert Bildungs-, Informations-, Beratungs- und Unterstitzungsmaoglichkeiten vor Ort, die
es heute auf- bzw. auszubauen gilt. Hierfur sind alle relevanten Akteure im Wohnumfeld
einzubeziehen (von der Wohnungswirtschaft Gber Verbande und Vereine einschlielich
Migrantengruppen, Kirchen bis hin zu Betrieben und Dienstleistungsanbietern) sowie
ebenso die Zielgruppe der alteren Menschen.

Réaumliches Einzugsgebiet ist vor allem ein zuvor ndher zu definierendes Quartier (unterhalb
der Ebene Stadtteil).

Im Bereich des Quartiersmanagements in Stadtumbaugebieten oder in Gebieten des
Programms ,Soziale Stadt“ werden bereits seit einigen Jahren in einem kooperativen
Miteinander abgestimmten Handelns unterschiedlicher Akteure aus dem privaten,
wirtschaftlichen, gemeinntitzigen, 6ffentlichen und birgerlichen Sektor integrierte
Handlungs- und Quartiersentwicklungskonzepte entwickelt. Die Erfolge dieser
Vorgehensweisen zeigen, dass neben einer hohen Beteiligungsstruktur, die in den
Seniorennetzwerken bereits seit vielen Jahren mit unterschiedlichen Akteuren gelibt wird,
ein kooperatives und vernetztes Vorgehen unterschiedlicher Akteure unabdingbare
Voraussetzung fur das Gelingen einer alter(n)sgerechten quartiersbezogenen
Infrastrukturentwicklung ist.

Ein kooperatives und vernetztes Vorgehen, das auch kontinuierlich weiterentwickelt wird
sowie ein abgestimmtes Handeln, das Doppelstrukturen vermeidet, sind fiir das Gelingen
eines solchen Quartierskonzepts unerlasslich.

Eine Schlusselrolle kommt dabei der Funktion einer Quartierskoordinatorin / eines
Quartierskoordinators zu, welche Ideen in Gang schieben und vor allem Mitwirkende finden
muss. Hauptamtlich tatiges Personal ist dabei wenigstens fir eine Startphase wichtig, eine
Weiterfihrung auf Gberwiegend erkundeten Pfaden kann spéater auch anderweitig gelingen
(siehe Seniorenbdros).

9. Schwerpunkte des Konzepts:

@ Nahaufnahme Nachbarschaft
Uber die beschriebene Sozialraumentwicklung kommt es zur Starkung nachbarschaftlicher



Gemeinschaften (Verantwortungsgemeinschaften / Caring communities) mit der
Mdglichkeit, den eigenen Lebensraum zu gestalten.

@ Sozialraumentwicklung als Aufgabe fiur Ehrenamtliche / burgerschatftlich
Interessierte

Ehrenamtliche / birgerschaftlich engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem
Quartier sind fur die Arbeit in der Anlaufstelle von besonderer Bedeutung, weil sie
diejenigen sind, die sowohl in Kontakt mit Bewohnerinnen und Bewohnern stationarer
Einrichtungen
(zum Teil aus ehemaligen nachbarschaftlichen Zusammenhangen) als auch im Kontakt mit
alteren Menschen aus dem Quatrtier stehen (Man kennt sich.). Die Bedirfnisse der
Bewohnerinnen und bewohner flie3en tber die Ehrenamtlichen bzw. birgerschaftlich
Engagierten in die Quartiersentwicklung ein.
Die ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter / birgerschaftlich Interessierten
nehmen vorab an einer Qualifizierungsmaflnahme im KSH teil und arbeiten mit
hauptamtlichen Kraften zusammen.

@ Beteiligung der Bewohnerschaft und Akteure des Quar tiers
Beteiligungsverfahren wie z. B. GroRgruppenkonferenzen (z. B. Ideenwerkstatten,
open-space-Veranstaltungen, world-cafés) unterstiitzen eine Quartiersgestaltung, die von
den dort lebenden Menschen getragen wird.

10. Nachbarschaftsunterstiitzung mit System - soziale Netzwerke

In fast allen Lebenssituationen sind soziale Netzwerke wichtig.

Inzwischen gibt es auch schon technische Unterstitzungen fir soziale Netzwerke. In den
Niederlanden ist z.B. ein teilelektronisches Nachbarschaftsunterstiitzungssystem namens
»1ante Kwebbel“ erfolgreich erprobt worden, mit welchem daflir gesorgt wird, dass
Anonymitét in der Nachbarschaft abgebaut wird und Kontakte sowie soziale
Nachbarschaftsnetzwerke unterstitzt werden. Gleichzeitig beugt ,Tante Kwebbel“ der
Isolation und Vereinsamung vor. Es kénnte im Rahmen der Erprobungsphasen tberpruift
werden, ob und gegebenenfalls inwieweit , Tante Kwebbel* (oder Ahnliches) auch in
Hannover erfolgreich eingesetzt werden kann.

11. Koordination und Evaluation

Die zielgenaue Wirkung des Konzepts wird tber einen Kontrakt sichergestellt, der die
mafgeblichen Akteure in Zielstellungen vereint.

Die Kooperationspartner benennen Mitglieder flr eine Steuerungsgruppe, die das weitere
Vorgehen vor Ort konzeptioniert, entsprechende Prozessbeschreibungen erarbeitet und den
zeitlichen Ablauf festlegt.

Fur die Arbeit in den Anlaufstellen sind hauptamtliche und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gemeinsam verantwortlich.

Es ist winschenswert, die Arbeit der Anlaufstellen wissenschaftlich evaluieren zu lassen.
12. Vorgehensweise:

Als Anlaufstelle und dann auch Ausgangspunkt modellhaft fir ein Quartier im Bereich

Hannover-Sidstadt erscheint das stadtische ,Margot-Engelke-Zentrum* (MEZ) besonders

geeignet, ein Alten- und Pflegezentrum, zudem mit betreuter Wohnanlage und dem
.Forum*“ .einem ,offenen Bereich” fir verschiedenste Gruppen und Aktivitdten. Das MEZ ist



schon jetzt stark frequentierter Treffpunkt mit vielfaltigen offenen Angeboten, so dass nicht
gleich in neue Raumlichkeiten investiert werden miisste.

Der KSH will gemeinsam mit dem MEZ sowohl seine Informations- und Beratungstatigkeit
zeitlich erweitern als auch die Infrastruktur fir ein alter(n)sgerechtes Leben und Wohnen im
Verbund mit anderen relevanten Akteuren, wie z. B. Wohnungsunternehmen, Birgerinnen
und Blrgern, Betrieben, Kirchengemeinden, Wohlfahrtsverbéanden im Quartier verbessern.

Am 23. Oktober 2013 wird in einer Ideenwerkstatt im MEZ mit Einladungen an
Bewohnerinnen und Bewohner aus dem Quartier, ortsansassigen Wohnungsunternehmen
und Betrieben sowie Kirchengemeinden, Politik und anderen Interessierten damit
begonnen, sowohl Themenstellungen als auch Bedarfs- und Bedurfnislagen
herauszuarbeiten. Die Impulse der Teilnehmenden werden festgehalten, um aus ihnen fur
einen Zeitraum von etwa drei Jahren Projekte zu generieren, konkrete MalRnahmen zu
planen, Aktionen und Aktivitaten zu versuchen. Jahrlich kénnte eine Veranstaltung zum
Entwicklungsstand stattfinden, in die alle relevanten Akteure vor Ort einbezogen werden.

Erste Erfahrungen aus einer solchen Ideenwerkstatt kbnnen sodann fir etwaige weitere
Starts in anderen Quartieren genutzt werden.

Weitere Modellstandorte und Kooperationen (nach Mittelverfugbarkeit) kbnnten
vorzugsweise in den Stadtbezirken Nord, Déhren-Wiilfel, Kirchrode-Bemerode-W lferode,
List und Ahlem-Badenstedt-Davenstedt liegen, um mdaglichst auch unterschiedlich
strukturierte Quartiere zu erfassen. Einzelne Quartiere waren aber noch zu definieren. An
jedem solcher Standorte ist geplant, mit unterschiedlichen Tragern (z.B. Verbénden,
interkulturellen Pflege- und Kulturorganisationen, Gesundheitseinrichtungen und
Altenzentren, Ausbildungsstatten und ggf. einem Krankenhaus) zusammen zu arbeiten und
unterschiedliche Schwerpunkte zu setzen: neue Wohnformen im Alter / gemeinschaftliches
Wohnen, interkulturelle Quartiersentwicklung, Unterstiitzung von Menschen mit Demenz
und deren Angehdrigen, Birgerschaftliches Engagement, Sport und Bewegung, ambulante
Versorgungsstrukturen.

13. Startphase

Mit der quartiersnahen Infrastrukturentwicklung kénnte im Frihjahr 2014 in einem noch zu
definierenden Bereich der Sudstadt (um MEZ) begonnen werden, weitere Quartiere konnten
in Abhéngigkeit von der Bewilligung einer Férderung durch den Generali Zukunftsfonds und
dem Deutschen Hilfswerk im Laufe des Jahres 2014 dazu kommen. Von einem dreijahrigen
Forderzeitraum ausgehend wéren Bewertungen spatestens im Jahre 2016 vorzunehmen,
um auch tber Art und Formen etwaiger nachhaltiger Weiterfihrungen zu befinden.
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Zu TOP

Sucht im Alter
1. Generelle Erkenntnisse

Auch wenn im 6ffentlichen Raum eher jingere Menschen suchtbedingt auffallen, gibt es
auch unter alteren Menschen ein nicht zu vernachlassigendes Suchtverhalten, welches in
der Regel auch zu deutlich negativen gesundheitlichen Auswirkungen und tendenziell auch
zur Verkiirzung der Lebenszeit fuhrt.

Man nimmt an, dass etwa 400.000 Menschen ab 60 Jahren in Deutschland alkoholabhangig
und wahrscheinlich mehr als 1.000.000 Menschen ab 60 Jahren medikamentenabh&ngig
sind. Die Schatzungen zur eher verdeckten Medikamentenabhangigkeit sind besonders
schwierig, die Deutsche Hauptstelle gegen Suchtgefahren geht davon aus, dass
wabhrscheinlich 5 bis 10 % aller alteren Menschen medikamentenabhangig sind. Als
Wirkstoffgruppe mit hohem Abhangigkeitspotenzial sind insoweit Benzodiazepine
besonders zu nennen, welche z.B. in Beruhigungs- und Schlafmitteln enthalten sind. Da
viele dieser Stoffe tUiber &rztlich verschriebene Arzneimittel eingenommen werden, erfolgt
der Konsum im Rahmen durchaus sozial adaquaten Handelns.

Die tendenziell lebenszeitverkiirzende Wirkung vieler Suchtstoffe ist bekannt, insbesondere
auch des Tabakkonsums, der Anteil der Raucherinnen und Raucher nimmt in hdherem
Lebensalter ab. Mit zunehmender Unselbstandigkeit wird das Rauchen schwieriger,
beinhaltet dann jedoch zugleich héhere Gefahr fir Selbstverletzungen und die
unbeabsichtigte Auslésung eines Brandes.

Es ist zwar eher selten, dass Menschen erst im Alter zu Konsumenten illegaler Drogen
werden, die Konsumenten illegaler Drogen erreichen aber dank diverser Betreuungsansatze
und dank des medizinischen Fortschritts durchaus ein hdheres Lebensalter.

Die bisherigen Therapieangebote richten sich vornehmlich an jingere Menschen. Die von
den Kosten- und Leistungstragern finanzierten Therapien haben Uberwiegend auch eine
berufliche und soziale Wiedereingliederung zum Ziel. Eine berufliche Wiedereingliederung



kommt bei Seniorinnen und Senioren dagegen nicht mehr in Betracht, ob eine soziale
Wiedereingliederung erforderlich ist, bleibt bei Alteren in der Regel ungepriift, eine
entsprechende Priifung wird von Alteren auch kaum aktiv verlangt. Obwohl nahezu alle
alteren Menschen mit Suchterkrankungen im Kontakt zum medizinischen und sozialen
Hilfesystem stehen, sind Therapieversuche bei Alteren eher selten: Sei es, dass man es
nicht fur erfolgversprechend erachtet, eine Therapie zu versuchen, sei es, dass man dem
alteren Menschen die Anstrengung der Therapie ersparen mochte. Im Ergebnis wird ,Sucht
im Alter" zumeist hingenommen, obwohl es durchaus in vielen Féllen zu erfolgreicher
Therapie, mindestens aber zu Verbesserungen kommen kénnte.

Auf Grund der demografischen Entwicklung ist zudem mit deutlich steigenden Zahlen
suchterkrankter alterer Menschen zu rechnen.

2. Erkenntnisse aus der Sozialarbeit des Fachbereiches Senioren
a) Allgemeine Seniorenberatung

In der allgemeinen Beratungspraxis des Bereiches Kommunaler Seniorenservice
Hannover (KSH) ist das Thema Sucht im Alter von nur sehr geringer Bedeutung.
Nach Einschéatzung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter spielt eine
Suchtproblematik lediglich bei wenigen Beratungsfallen eine Rolle (geschéatzt:
weniger als 1 % der Beratungen). Ratsuchende sind eher nahestehende
Familienangehorige als die direkt von einer Suchtproblematik betroffenen
Seniorinnen und Senioren. Diese Tatsache entspricht einer Auswertung
epidemiologischer Literatur zum Thema Sucht im Alter: Obwohl tber 6 % der
Personen ab 65 Jahren alkoholabhangig sind und bei weiteren ca. 15 % ein
riskanter Alkoholkonsum vorliegt, betragt deren Anteil in den Einrichtungen der
Suchthilfe nur ca. 2 % (vgl. Endbericht der wissenschaftlichen Begleitung des
Bundesmodellprojektes Psychosoziales Netzwerk Sucht im Alter; Dr. Anke Bauer,
Hans-Wilhelm Nielsen, Silke Willer; Schleswig, 31.10.2012). Im Bedarfsfall
vermitteln die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Ratsuchenden an eine
Suchtberatungsstelle und / oder an eine Selbsthilfegruppe (z. B. Fachstelle fir
Sucht und Suchtpravention des Diakonischen Werks im Ev. — luth.
Stadtkirchenverband Hannover, Suchtberatungs- und Suchtbehandlungsstelle
Hannover der Caritas, Fachambulanz fur Alkohol- und Medikamentenabhéngige —
STEP Hannover, Anonyme Alkoholiker Hannover). Eine auf altere Menschen
spezialisiertere Herangehensweise hat jedoch nur seit Kurzem die FAM.

Wahrend Alkoholmissbrauch und Tabakkonsum in der Regel deutlich
wahrnehmbar sind, ist eine Abhangigkeit von oft Medikamenten kaum offen
sichtbar: Auf Grund der zumeist zu Grunde liegenden &rztlichen Verschreibung
der Medikamente fehlt oft auch eine Problemwahrnehmung und ist deshalb auch
kein Thema fur Beratung.

Die Grunde, warum weder betroffene Seniorinnen und Senioren noch deren
Angehdrige eine Beratung aufsuchen, sind vermutlich vielfaltig: Nach wie vor ist
das Thema Sucht im Alter ein Tabuthema, sodass die Hemmschwelle eine
professionelle Beratung wegen eines Sucht- oder Abhéangigkeitsproblems in
Anspruch zu nehmen, sehr hoch sein dirfte. Des Weiteren dirften ausgepréagte
Schuld- und Schamgefiihle der betroffenen Seniorinnen und Senioren eine Rolle
spielen. Diese sind erfahrungsgemal auch bei den mitbetroffenen
Familienangehorigen vorhanden, sodass auch sie eher selten eine Beratung in
Anspruch nehmen. Nicht auszuschlieRen ist, dass die geringere Mobilitat alterer



Menschen ebenfalls mit dazu beitragt, dass (unsere und andere) Beratungsstellen
nicht in dem zu erwartendem Malf3 aufgesucht werden.

b) Krisenintervention

In der aufsuchenden Sozialarbeit der Krisenintervention treten (Alkohol-)
Suchtproblematiken dagegen haufiger zu Tage: Sie spielt in etwa 15 bis 20 % der
Falle eine Rolle (jahrlich damit in rund 170 Neuféllen). Die Suchtproblematik stellt
aber in der Regel nicht den priméren Ausloser fur ein Tatigwerden der stadtischen
Krisenintervention in der Hauslichkeit dar, sondern ist gepaart mit anderen
Auslésern, wie Verlust des Partners/der Partnerin, psychischer Problematik,
finanziellen Problemen, Hilflosigkeit/Uberforderung, Gewalt und Verwahrlosung.
Im Vordergrund steht dann zunachst die Bewaltigung der akuten Schwierigkeiten,
Z.B. drohende Wohnungslosigkeit, Ausschluss von der Energieversorgung,
massive Selbstvernachlassigung bzw. grobe Vernachlassigung des hauslichen
Umfeldes. Diese ,0oben aufliegenden” Problematiken sind im Sinne einer
Krisenintervention vordringlich zu bewaltigen.

Ob der Sozialarbeiter/die Sozialarbeiterin Suchtverhalten mit dem Klienten
anspricht, hangt vom Einzelfall ab. Zunachst muss das Problem tberhaupt
erkannt werden. Bei sog. Spiegeltrinkern fallt das mitunter nicht leicht. Selbst
wenn sie taglich groRe Mengen an Alkohol konsumieren, fihrt das nicht unbedingt
zu auffalligem Verhalten. Wird das Problem erkannt, ist abzuwéagen, ob die direkte
Konfrontation mit der Suchtproblematik der Bewaltigung der Krise nutzt. Auf jeden
Fall wirde z.B. bei Gewalt gegen Lebens-/Ehepartner durch exzessiven
Alkoholabusus eine direkte Ansprache erfolgen sowie auch der
sozialpsychiatrische Dienst eingeschaltet und werden weitere Malinahmen zum
Schutz vor weiteren Ubergriffen getroffen. Das gleiche gilt, wenn das
Suchtverhalten soweit fortgeschritten ist, dass eine existentielle Gefahrdung
wahrgenommen werden kann (es wird nur noch getrunken und keine Nahrung
mehr aufgenommen; Verwahrlosung). Ansonsten gilt aus der Rolle der
Sozialarbeit heraus, die Selbstbestimmung und Selbststandigkeit der alteren
Menschen auch in schweren Notlagen und Krisen zu achten und bei
vernunftwidrigen bzw. gesundheitsschadlichem Verhalten keine moralisierende
Attitide einzunehmen.

Oft hat die Mobile Einzelfallhilfe als Krisenintervention bei siichtigen Klientinnen
und Klienten damit zu tun, dass sie schon seit Jahren und Jahrzehnten dem
Alkohol in erheblichem Mal zusprechen. Das kann mit ihrer vorherigen
beruflichen Tatigkeit zusammenhangen bzw. mit einem Lebensfeld, in dem ,viel
trinken“ als normal angesehen wurde. Es wird in solchen Situationen im Einzelfall
entschieden, inwieweit die Suchtproblematik zu thematisieren ist.

In dem Wissen darum, dass hinter jeder Sucht eine Sehnsucht (nach einem
besseren, sinnvolleren Leben) steckt (gleichnamiges Buch von Werner Gross,
Psychotherapeut und Coach), ist achtsamer Kontakt angezeigt. Es kann — und
dafur gibt aus der Praxis der Mobilen Einzelfallhilfe auch einige Beispiele —
hilfreich sein, einem einsamen alten Menschen, der unter dem Verlust seiner
Partnerin leidet und diesen Verlust mit Alkohol zu kompensieren sucht, nach
erfolgter Krisenintervention eine ehrenamtliche Alltagsbegleitung zur Seite zu
stellen. Dies starkt den alteren Menschen und ermdglicht ihnm Teilhabe.

c) Stationare Pflege

Pflegeheime sind in aller Regel kein suchtstofffreier Raum, auch in Pflegeheimen



gibt es Alkohol, Zigaretten und eine Vielzahl von zumeist arztlich verschriebenen
Medikamenten.

Bei der Medikamentengabe sind die Pflegekrafte gehalten, die arztlichen
Verordnungen strikt einzuhalten; auch wenn gelegentlich abweichende
Patientenwiinsche auftreten.

Sonstige Suchterkrankte in Pflegeheimen sind zumeist austherapiert / sogenannte
trockene Alkoholiker. Mitunter erfolgt eine Heimaufnahme auf Grund des
Krankheitshildes ,Korsakow-Syndrom* (zumeist in Folge Alkoholmissbrauchs),
dann zumeist nicht erst in hohem Lebensalter, dafir aber in weit fortgeschrittenem
Krankheitsstadium. Diese Personen fallen in &hnlicher Weise aus dem Raster der
Pflegeeinstufung wie demenziell veranderte Menschen. Die Hauptaufgabe liegt in
der Motivationsarbeit und in dem taglichen Uben einer Tagesstruktur, dies wird
aber in der Minutenskala der Pflegeversicherung bisher nicht abgebildet.

Somit sind Personen — wenn sie dann mit diesem Krankheitsbild in
Pflegeeinrichtungen aufgenommen werden — besonders verhaltensauffallig.

Es bedarf eines eigenen Konzeptes im Umgang mit diesen Menschen. Sie sind in
einem Bereich, in dem sonst demenziell veréanderte Menschen leben, nicht richtig
aufgehoben. Der Umgang mit Suchterkrankten unterscheidet sich deutlich von
dem mit Demenzerkrankten. Wahrend Suchterkrankte eher mit autoritarem
Auftreten zu bewegen sind, ist gleiches Verhalten gegeniiber Demenzerkrankten
gerade nicht angezeigt.

Eine Durchmischung beider Gruppen ist nicht zu empfehlen, praktische
Erfahrungen bestatigen dies

Insoweit haben wir feststellen kénnen, dass Bewohner, die an einem
Korsakow-Syndrom leiden, auch in den geronto-psychiatrischen Bereichen eher
fehlplatziert sind. Insbesondere der relativ grof3e Altersunterschied und die
dadurch bedingte teilweise unterschiedliche Alltagsgestaltung fihrten immer
wieder zu Konflikten. Zudem gebéaren sich Korsakow-erkrankte Bewohner im
Umgang mit dementen Menschen oft sehr aggressiv und ungehalten und
erzeugen Spannungen unter den Bewohnerinnen und Bewohnern einschl. der
damit verbundenen hohen Belastungen fir die Pflegeteams.

Insbesondere das Anna-Meyberg-Haus und das Haus Am Seelberg haben sich in
Hannover auf die stationdre Betreuung von Erkrankten mit Alkoholsucht
spezialisiert. Hier existieren auch entsprechende Konzepte zur Arbeitstherapie,
die sich inhaltlich deutlich von Beschéftigungsangeboten flir Demenz-Erkrankte
unterscheiden.

3. Aufgreifen des Themas in der Landeshauptstadt Hannover

Auch wenn man von ,,Sucht im Alter als noch unterschatzter Gefahr reden kann, ist das
Thema in der Landeshauptstadt Hannover als Problem erkannt.

In einer Anhdrung zum Thema ,Sucht im Alter* am 19.03.2012 im Sozialausschuss des
Rates berichteten als Expertin und Experten:

Frau Christine Deibert und Herr Lennart Westermann von Step gGmbH, Hannover,

Herr Prof. Dr. med. Klaus Hager, Klinik fir medizinische Rehabilitation und Geriatrie

der Henriettenstiftung, Hannover,



e Herr Dr. med. Michael Hettich, Klinik fir Psychosomatische Medizin und
Psychotherapie, Klinikum Wahrendorff GmbH, Sehnde und

e Herr Dr. med. Wilhelm Unkel, Klinik fir Suchtmedizin und Psychotherapie, Klinikum
Region Hannover Wunstorf GmbH, Wunstorf.

In ihrer Einschatzung der Lage waren sich die Expertin und die Experten im Wesentlichen
einig, dass zur wirkungsvollen Suchtbekampfung bei Alteren zunéchst weitere Aufklarung
und Wissensvermittlung notwendig sei, denn ansonsten wirde ,,Sucht im Alter* als Problem
weiterhin verdrangt und maogliche und sinnvolle Hilfestellungen und Therapiemdglichkeiten
kéamen nicht zur Anwendung.

Auch die arztliche Verschreibungspraxis misse in den Blick genommen werden, ob nicht
schon an dieser Stelle weniger auch ,mehr” sein kénne.

Deutlich wurde, dass das Thema ,Sucht im Alter nicht allein von der Kommune oder der
Stadtverwaltung nachhaltig bewegt werden kann; vielmehr ist ein Zusammenwirken
verschiedener gesellschaftlicher Bereiche erforderlich.

4. Bereits eingeleitete MalRnahmen

4.1) Beratungsarbeit

Auf Betreiben der Verwaltung hatte sich der Suchthilfetrager STEP gGmbH bereits im Jahr
2012 bereit erklart, erste konzeptionelle Uberlegungen zum Thema Sucht im Alter zur
Verbesserung der Situation in Hannover beziglich der Betroffenen sowie deren
Angehdrigen zu entwickeln. Hierbei sollten sowohl die Konsumenten von legalen als auch
illegalen Suchtmitteln beriicksichtigt werden.

Als Ergebnis dieses Verwaltungsauftrages bildete die STEP gGmbH im Juni 2012 eine
Projektgruppe, die sich mit der Analyse der Versorgungssituation von élteren suchtkranken
Menschen in der Stadt und der Region Hannover befasste, um daraus bedarfsorientierte
Angebote zu entwickeln.

Die Projektgruppe kam zu dem Ergebnis, dass fiur die Betreuung alterer Menschen eine
verbesserte Vernetzung von Suchthilfe- und Altenhilfebereich notwendig ist.

Auf der Basis eines gemeinsamen Wissenstransfers beider Systeme und einer
Betrachtungsweise aus verschiedenen Blickrichtungen sollten die fachlichen und
konzeptionellen Angebote — orientiert an der Lebenssituation und den gesundheitlichen
Bedingungen der Zielgruppe — weiter entwickelt werden.

In der traditionellen Sucht- und Drogenhilfe, die sich bisher mit ihren Konzepten
Uberwiegend auf jingere Zielgruppen ausgerichtet hatte, treten abhangige Seniorinnen und
Senioren zahlenmaRig wenig in Erscheinung. Mit entscheidend dafir sind auch die
Zugangsbedingungen.

Altere Menschen sind in starkerem MaRe auf die Vermittlung und Begleitung von
Kontaktpersonen aus ihrem sozialen Umfeld und von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
aus den Hilfesystemen angewiesen.

Als erstes Angebot, dass der gesellschaftlichen Entwicklung und dem oben beschriebenen
Umstand Rechnung tragt, installierte die STEP gGmbH 2010 in der FAM (Fachambulanz ftr
Alkohol- und Medikamentenabhéangige) die Therapiegruppe ,50+". Dieses seitdem
erfolgreich durchgefiihrte Angebot stellt einen ersten wichtigen Schritt dar; jedoch bedarf es



weiterer Angebote, um der Problematik Sucht im Alter zuklinftig angemessener begegnen
zu konnen.

4.2) Stationares Angebot

Bereits umgesetzt wurde zudem ein Angebot fir alter gewordene und pflegebedurftige
Drogenabhangige durch die Johanniter Unfallhilfe, durch Bereitstellung von vier, speziell fir
diesen Personenkreis konzipierten Zimmern, im Rahmen des Neubaus der Unterkunft fur
drogenabhangige Obdachlose (Kirchhorster Str. 30). Im Ubrigen werden suchterkrankte
Pflegebediirftige auch in anderen Pflegeeinrichtungen betreut; abhangig vom Grad und
Ausmal der Suchtproblematik wird es darum gehen, Pflegekonzepte hieran anzupassen.
Im Betrieb der stadtischen Alten- und Pflegezentren soll hierzu insbesondere die
Sensibilisierung des Pflegepersonals durch geeignete Fortbildungsangebote weiter
gesteigert werden.

4.3) Offentlichkeitsarbeit
Darlber hinaus wird mittlerweile auch in 6ffentlichen Foren und Veranstaltungen auf die
Thematik Sucht im Alter hingewiesen.

So finden in nachster Zeit in Hannover gleich zwei zentrale Veranstaltungen zu diesem
Themenfeld statt:

e Der 8.Hannoversche Suchthilfetag am 06.11.2013 im Eilenriedestift steht unter dem
Titel: ,Wenn die Sucht ins Alter kommt — Erkenntnisse und Initiativen zur Unabhangigkeit
von Suchtmitteln im Alter;

e Mit dem Titel. ,Ich habe ja sonst nichts mehr" — Suchterkrankungen im Alter -
veranstaltet die Diakonie in Niedersachsen in der Akademie des Sports am 20.11.2013
eine Fachveranstaltung.

5. Weitere Schritte:

Die STEP gGmbH kommt im Rahmen ihrer konzeptionellen Uberlegungen zu folgenden
Empfehlungen:

Die Kooperation zwischen der Sucht- und Drogenhilfe und allen gesellschaftlich relevanten
Hilfs- und Versorgungsangeboten fir altere Menschen mit Suchtproblemen (Alten- und
Pflegeeinrichtungen, Arzteschaft, Kassenarztlicher Vereinigung und Arztekammer) bedarf
der verbesserten Koordinierung, mit dem Ziel der:

- Sensibilisierung fur die Problematik Sucht im Alter,

- Information Uber Angebote der Alten- und Suchthilfe,

- Verbesserung der Versorgung alterer suchtkranker Menschen,

- Férderung der Koordinierung von Vermittlungs- und Ablaufprozessen,

- Verbesserung des fachlichen Austausches zwischen den Institutionen,

- Entwicklung suchtspezifischer und geriatrischer Weiterbildungsangebote fiir
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Alten- und Pflegeeinrichtungen,

- Aufnahme der Thematik in die Ausbildung von Alten- und Pflegehelferinnen/helfern.

Um auf die bereits bestehenden und die in der Entwicklung stehenden Angebote fir dltere
Menschen mit Suchtproblemen hinzuweisen, ist geplant, eine Informationsbroschire zu
entwickeln, welche in den alterstypischen Treffpunkten und in den Arztpraxen ausgelegt
werden konnte.



Besonderer Bedarf besteht zudem in der Einrichtung einer Anlaufstelle fiir Angehérige von
suchtkranken &lteren Menschen.

Wahrend bei den Betroffenen abhangigen Menschen meist die fehlende Krankheitseinsicht
und die Scham Grinde dafir sein kénnen, keine professionelle Hilfe in Anspruch zu
nehmen, leiden Angehdérige zunehmend unter dem malignen Verlauf. Im Kontakt mit dem
Abhangigen fuhlen sie sich oft hilflos und ohnméchtig; emotional reagieren sie darauf mit
Wut und Verzweiflung, da mitunter bereits vieles ausprobiert wurde, ohne dass irgendetwas
davon zielfuhrend gewirkt hatte.

Hier konnte ein professionelles Beratungsangebot psychisch entlasten und dabei auch
Bewaltigungsstrategien vermitteln; dabei sollte die Ansiedlung einer solchen Anlaufstelle bei
einer der vorhandenen Suchtberatungsstellen besonders effizient sein.

Die Verwaltung wird im Rahmen der bestehenden Haushaltsansatze deshalb eruieren,
welches erweiterte Beratungsangebot mit der Fokussierung auf die Zielgruppe "50+"
umgesetzt werden kann.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Tendenziell sind Manner haufiger von Alkoholabhangigkeit betroffen als Frauen, bei der
Medikamentenabhéangigkeit ist es umgekehrt, hiervon sind mehr Frauen betroffen.
Vermutlich wird es eine verstarkte Suchthilfe vor allem mit Alkoholproblematiken zu tun
haben, auch dies dirfte jedoch beiden Geschlechtern zu Gute kommen, weil es bei
Alkoholsucht haufiger auch zu sozialschadlichen Auswirkungen kommt.

Kostentabelle
Eine unmittelbare Entscheidung tber Haushaltsmittel ist mit dieser Information nicht
verbunden.
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Anzahl der Anlagen|1

Zu TOP

Netzwerk Demenz;
- Perspektiven im Kommunalen Seniorenservice Hannov ~ er (KSH) im Hinblick auf das
auslaufende Projekt Blrgerarbeit

Mit den Informationsdrucksachen Nr. 0499/2011 N1 und Nr. 2552/2012 hatte die
Verwaltung zur Birgerarbeit und zum Einsatz der Birgerarbeit im Netzwerk Demenz
berichtet. Mit Haushaltsbegleitantrag (Drucksache Nr. 0312/2013) wurde die Verwaltung
zudem aufgefordert, ein Konzept ,Unterstiitzung fir Familien mit dementen Angehérigen®
insbesondere im Hinblick auf die auslaufende Burgerarbeit zu erstellen.

Die Beschaftigung von Birgerarbeiterinnen und Burgerarbeitern auf dem Feld der
Betreuung von Menschen, die an Demenz erkrankt sind, ist nicht das einzige Element im
.Netzwerk Demenz" im Fachbereich Senioren. Zu nennen waren insbesondere noch die
Gruppen- und Einzelangebote im Kompetenzzentrum Demenz Heinemanhof wie auch die
Begleitung von Einzelpersonen im Rahmen ehrenamtlichen Engagements. Die Blrgerarbeit
ist aber zum wichtigen Glied im Netzwerk Demenz geworden. Da die Birgerarbeit seitens
der Arbeitsverwaltung als dreijahriges gefdrdertes Modellprojekt angelegt ist, ein
gleichartiges oder wenigstens ahnliches Nachfolgemodell noch nicht ersichtlich ist, ist die
auslaufende Birgerarbeit im Netzwerk Demenz nicht ohne weiteres zu kompensieren.

1. Stand der Birgerarbeit im KSH

Seit dem 01.10.2011 sind im KSH 14 Birgerarbeitsplatze fur die Betreuung in der privaten
H&uslichkeit eingerichtet, um Seniorinnen und Senioren in der Alltagsbewaltigung zu
unterstitzen. Begleitet werden Menschen mit einer leichten Demenz oder jene, die sonst
erheblich gesundheitlich eingeschrankt sind. Gleichzeitig unterstiitzen die
Birgerarbeiterinnen und Birgerarbeiter Haushalte mit Mangelsituationen (kognitive
Einschrankungen, fehlende Zuwendung u. a.). Rund zwei Drittel der Einsétze gehen auf
Impulse der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter der mobilen Einzelfallhilfe des KSH als
Krisenintervention zuriick. Weitere Einsatze erfolgen auf Veranlassung der



Pflegebegutachterinnen im KSH, der Akteure aul3erhalb des Fachbereichs Senioren oder
erfolgen auch nach Selbstmeldung. Die Blrgerarbeiterinnen und Blrgerarbeiter werden
entsprechend den Vorgaben des Bundesverwaltungsamtes eingesetzt. Mit der
aktivierenden Unterstiitzung und Begleitung wird in vielen Fallen erreicht, dass altere
Menschen weiterhin in ihrer gewohnten Umgebung leben kénnen.

Im Juni 2013 wurden 120 Seniorinnen und Senioren in Hannover bei der Alltagsbewaltigung
durch die Birgerarbeiterinnen und Blrgerarbeiter unterstitzt.

Im dritten Quartal 2013 war die Weiterbeschaftigung von acht Burgerarbeiterinnen und
Birgerarbeitern leider nicht mehr mdglich. Aus Rechtsgriinden war eine nochmalige
befristete Verlangerung der Beschéaftigungsverhaltnisse in Birgerarbeit bei Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die zu Projektbeginn noch nicht das 53. Lebensjahr erreicht hatten, nicht
maoglich.

Die Burgerarbeitsplatze als solche kénnten zwar fur die Restlaufzeit des Projektes mit
anderen Personen besetzt werden, es hat sich aber als schwierig herausgestellt, Ersatz fur
die ausgeschiedenen Birgerarbeiterinnen und Blrgerarbeiter zu finden. Lediglich zehn vom
Jobcenter aktivierte Arbeitssuchende meldeten sich fur Vorstellungsgesprache an. Davon
erschienen nur sieben. Von den sieben Arbeitssuchenden, die sich vorgestellt hatten, waren
letztlich noch zwei Arbeitssuchende am Projekt des KSH interessiert. Einer der beiden hat
sich nach Hospitationen sowohl im KSH als auch im Bereich der Alten- und Pflegezentren
schlie3lich fur eine Tatigkeit im KSH entschieden.

Es stehen demzufolge dem KSH augenblicklich insgesamt nur noch sieben Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Bereich der Blrgerarbeit (langstens bis zum Projektende mit dem
September 2014) zur Verfigung.

Vor diesem Hintergrund war es notwendig, alle begleiteten Haushalte Uber drohende
Einschnitte in der Betreuung zu informieren. Ferner mussten Dienste angepasst werden.

2. Bewertung der Birgerarbeit im Aufgabenfeld Demenz

Die Beschaftigung von Langzeitarbeitslosen im Aufgabenfeld Demenz war zuvor nicht
erprobt. Aus fachlicher Sicht ist auch nicht jede Person geeignet, im Rahmen der
Birgerarbeit erfolgreich wirken zu kénnen. Aus diesem Grunde wurde bereits zu Beginn
besondere Sorgfalt auf die Personalauswahl gelegt.

Nachdem Anfangsschwierigkeiten Gberwunden waren, haben sich die Blrgerarbeiterinnen
und Burgerarbeiter sehr bewahrt; Burgerarbeit hat sich zu einem wichtigen Dienst und
wertvollen Beitrag im Netzwerk Demenz entwickelt. Die Verwaltung hat dazu bereits mit
Drucksache 2552/2012 berichtet.

Wie die Blrgerarbeit von den Seniorinnen und den Senioren selbst erlebt wird und wie
Hauptamtliche den Dienst beurteilen, moge erganzend die kleine Auswahl an
Ruckmeldungen belegen, welche in der Anlage aufgelistet ist.

3. Fazit

Die Einfihrung von Birgerarbeit im KSH hat gezeigt, dass es einen hohen Bedarf an



diesem niedrigschwelligen Angebot gibt. Die Anfragen stiegen kontinuierlich an. Im
September 2012 waren es 81 betreute Haushalte, zu Beginn des dritten Quartals 2013
nahmen indes bereits 120 Seniorinnen und Senioren Unterstiitzung in Anspruch.

Die Burgerarbeit kann insbesondere auch solche Haushalte unterstiitzen, bei denen die
Voraussetzungen des § 45 b SGB XI — anerkanntes Angebot zur niedrigschwelligen
Betreuung - nicht (oder noch nicht) vorliegen. Begleitung und Unterstitzung im Alltag
bendtigen allerdings, und dies zeigen die Zahlenanstiege bei der Nachfrage deutlich, auch
diejenigen Seniorinnen und Senioren, denen Immobilitat und Einschrankungen im Alter
zusetzen oder die mit erheblichen finanziellen Einschrankungen leben missen, wobei
solche Situationen auch immer Auswirkungen auf das soziale Leben und den
gesundheitlichen Zustand haben.

Die Burgerarbeit kann in solchen Féllen unbirokratisch und flexibel, sehr niedrigschwellig
sowie ohne Kosteneinforderung Hilfe und Unterstlitzung — auch zur Selbsthilfe - anbieten.
Es genugt die Einschatzung hauptamtlicher Pflegekrafte und Sozialarbeiterinnen und
Sozialarbeiter, die Einblick in die h&usliche Situation haben. Bei Selbstmeldern entscheidet
die Koordinatorin fir die Burgerarbeit nach sorgfaltiger Prifung des Einzelfalls.

Die recht unblrokratische Arbeitsweise sorgt insbesondere bei drohender oder bereits
vorhandener Armut, prekaren Lebensverhéltnissen und Mangelsituationen (kognitive
Einschrankungen, fehlender Zuwendung u. a.) fur eine schnelle Entlastung.

Als weiterer Leitgedanke des Modellvorhabens ,Blrgerarbeit” gilt neben dem generellen
gesellschaftlichen Nutzen der Burgerarbeit, individuell Langzeit-Arbeitsuchende tber die
Birgerarbeit wieder in das Arbeitsleben zu integrieren.

Im Arbeitsfeld des KSH — Begleitung von Menschen mit Demenz - hat allerdings nur eine
Person den Sprung in den ersten Arbeitsmarkt geschafft, obwohl sich einige
Birgerarbeiterinnen und Blrgerarbeiter, die Koordinatorin der Birgerarbeit im KSH sowie
der Sozialarbeiter der Beschaftigungsforderung im Fachbereich Soziales sehr um diese
Entwicklung bemuht hatten. Die Gbrigen sehr gut geschulten und inzwischen auch praktisch
versierten ehemals Langzeit-Arbeitssuchenden im Projekt Blrgerarbeit mussten trotz der
sehr guten Arbeit und der positiven Erfahrungen aus den bereits erwahnten Griinden wieder
in die Arbeitssuche entlassen werden.

4. Perspektiven nach Auslauf des Modellvorhabens Bur gerarbeit im KSH

Ohne Folgeprogramm fiir Burgerarbeit wird es nicht leicht sein, die Liicke zu schlieRen,
welche der Wegfall der Blrgerarbeit zu hinterlassen droht.

Die Einrichtung einer entsprechenden Anzahl von nicht geférderten Dauerarbeitsplatzen zur
Betreuung von an Demenz erkrankten Personen durfte schon wegen Fehlens eines
zustandigen Kostentragers ausscheiden.

GroRRere Chancen sieht die Verwaltung in einer Nutzung des Freiwilligen Sozialen Jahres
(FSJ), des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) und des ehrenamtlichen Engagements.

Neben dem Problem der Gewinnung einer ausreichenden Zahl von interessierten
Geeigneten, benétigen ehrenamtlich tatige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zudem
Betreuung und Begleitung; ohne weitere hauptamtliche Unterstiitzung sind auch hier die



Kapazitaten begrenzt.

Erste Schritte zur SchlieBung der sich abzeichnenden Liicken hat die Verwaltung bereits
unternommen:

FSJ:

Nach Voriberlegungen und Sondierungsgesprachen bereits im November 2012
eroffnet der KSH nun erstmals jungen Menschen, die sich in der beruflichen
Orientierung befinden, die Mdglichkeit eines Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ). Der
Fachbereich Senioren ist insoweit Kooperationspartner der Turkischen Gemeinde
Niedersachsen e. V., die auch Tragerin des FSJ ist. Uber die Tragerin werden
Freiwillige gewonnen und zugleich wird dort die Personalverwaltung sichergestellt.
Ihr obliegt auch die Gestaltung der Uber das gesamte Jahr verteilten 25 Bildungs-
und Orientierungstage, die Teil des FSJ-Programms sind.

Zwei 19-jahrige Frauen mit Zuwanderungsgeschichte haben am 01.09.2013 ihr
Vollzeitengagement im KSH angetreten. Der KSH stellt Einsatzméglichkeiten fir die
jungen Frauen bereit, die sich zu einem grof3en Teil mit den Dienstleistungen der
Birgerarbeit decken. Darauf werden sie — wie bereits die Blrgerarbeiterinnen und
Birgerarbeiter — in der DUO-Schulung zur Alltagsbegleitung vorbereitet.

Pro FSJ-Platz entstehen dem FB Senioren bei einem Vollzeitengagement Kosten in
Hohe von monatlich 684,55 € (zum Vergleich: Der Netto-Aufwand der LHH fir
Birgerarbeit betragt ohne Berlcksichtigung der Anleitungskosten durchschnittlich
pro Platz knapp 250 € monatlich).

BFD:

Der Wegfall des Zivildienstes hat nicht zu einem sofortigen Ansturm auf die
Tatigkeitsfelder des KSH durch Interessierte gefihrt, es musste wohl auch erst
bekannt werden, dass dieser Dienst nicht nur jungen Menschen offen steht.

Erstmals starteten zwei in der Alltagsbegleitung bereits geschulte und
lebenserfahrene Frauen (30-jahrig und 61-jahrig) zeitgleich mit den Ehrenamtlichen
im FSJ ihren Bundesfreiwilligendienst (BFD) in Teilzeit (21 Stunden/Woche). Beide
Mitarbeiterinnen im BFD werden in der Alltagsbegleitung nach Krisenintervention
eingesetzt. Erste Einsatze wurden bereits eigenstandig tbernommen. Zum 1.10.13
konnte ein weiterer Freiwilliger im Rahmen des BFD gewonnen werden - ein
52-jahriger Mann, der aufgrund seines beruflichen Hintergrundes vor allem im
Bereich der anstehenden Projekte ,Lokale Allianzen fir Demenz" und ,Besser leben
im Alter durch Technik" eingesetzt werden wird. Das Bundesamt fir Familie und
zivilgesellschaftliche Aufgaben zahlt bei lebensalteren Freiwilligen einen nahezu
kostendeckenden Zuschuss. Die Platze im BFD sind allerdings kontingentiert. Eine
Aufnahme von Freiwilligen in das Programm bedarf einer entsprechenden
Kostenzusage des Bundes.

Ehrenamtliches / Freiwilliges Engagement:

Um dem stetig ansteigenden Bedarf an Alltagsbegleitung weiterhin gerecht werden
zu konnen, ist insbesondere daran gedacht, weitere Freiwillige fur dieses
Aufgabengebiet zu gewinnen.

Dafir sind bestimmte Voraussetzungen erforderlich:

Die schon in der Alltagsbegleitung engagierten Ehrenamtlichen (insgesamt 16
Personen) Gbernehmen in der Regel einen Einsatz pro Woche. Das hiel3e, um den



Wegfall der Blrgerarbeit vollstandig zu kompensieren, missten etwa weitere 100
Ehrenamtliche in dieses Engagement einsteigen, was illusorisch erscheint. Hinzu
kommt, dass das freiwillige Engagement auch die Anbindung an ein Hauptamt
bendtigt. Die Koordinierung von tber 100 Ehrenamtlichen ist im Rahmen der
bestehenden personellen Ressourcen von einer halben Stelle nicht zu leisten.
Dennoch stehen die drei genannten Rekrutierungsfelder - in Abhangigkeit von den
jeweiligen Ressourcen - grundsatzlich zum Auffang des Fortfalls der bisherigen
Burgerarbeitsplatze im Themenfeld Demenz zur Verfligung.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten
Das Netzwerk Demenz kommt prinzipiell beiden Geschlechtern zu Gute.

Kostentabelle
Mit dieser Information ist keine Entscheidung tber Haushaltsmittel verknipft.
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Anlage zu Drucksache Nr. /2013

Ruckmeldungen aus Haushalten, in denen Blrgerarbeiterinnen und Blirgerarbeiter an
Demenz erkrankte Personen unterstitzt haben.

Eine 70-j&hrige Dame schreibt:
.Herr B(Urgerarbeiter) ist seit Oktober bei mir beschéftigt. Seine Tatigkeit
besteht darin, fir mich einzukaufen, da es fir mich schwer ist, aufgrund
meiner Rickenschmerzen viel zu tragen. Nach dem Einkaufen halt er sich
eine Weile bei mir auf. Wir reden Gber mehrere Themen, die mich und ihn
interessieren...Es ist seine Art, sein hoher Grad an Sensibilitat, seine
Herzlichkeit, die mich veranlassen, mein Herz auszuschiitten, weil ich weif3,
dass ich vor mir eine Person habe, der ich vertrauen kann. Ich weil3, dass er
mich versteht....Ich bin so froh, einen solchen Menschen kennengelernt zu
haben. Es ist eine Bereicherung fir mein Leben.*

Eine Sozialarbeiterin der Mobilen Einzelfallhilfe als Krisenintervention schreibt:

,Groles Lob an Herrn B(lgerarbeiter). Durch den Einsatz des Herrn B. hat
sich die Wohnsituation von Herrn K(lient) sehr verbessert. Die Wohnung ist
sauber, ein vollig verschmutzter Bodenbelag wurde entfernt und ein neuer
gelegt und Herr K. besitzt (zum ersten Mal in seinem Leben) eine
Waschmaschine und ein Telefon. Durch die regelm&Rigen Besuche von Herrn
B. hat Herr K. Vertrauen gefasst und lasst inzwischen Hilfe zu. Er ist mit seiner
Lebenssituation zufrieden.”

Auszug aus einer Aktennotiz Uber ein Telefonat mit einem ambulanten Pflegedienst:

,Der Burgerarbeiter B. leiste tolle Arbeit bei Frau K(lientin). Er sei umsichtig,
achte auf viele Kleinigkeiten, die den Einsatz erleichtern.”

In einem Telefonat mit der Koordinatorin der Birgerarbeiter/innen teilt eine Ehefrau
mit:

.Herr B(Urgerarbeiter) gehe sehr gut auf den dementiell veranderten Ehemann
ein und kdnne kompetent mit den Konsequenzen, die die Erkrankung mit sich
bringe, umgehen.”

Eine 83-jahrige Dame schreibt:

»Sie (die Burgerarbeiterin) kauft sehr umsichtig ein, was die Waren und die
Preise betrifft. Ich freue mich immer, wenn der Einkaufstag dran ist.”



- Ein 79-jahriger Herr bedankt sich folgendermalf3en:

»Hiermit mdchte ich mich fur die Einsétze des Herrn B(Urgerabeiter) bedanken.
Diese Einsétze sind fir mich von besonderer Bedeutung, da mir die
Gesprache mit Herrn B. sehr viel Kraft geben. Ich hoffe, dass Herr B. bei mir
weiterhin eingesetzt wird."

Diese Auswahl aus den fast durchweg positiven Rickmeldungen mag genigen, um den
Wert der geleisteten Arbeit einzuschatzen.

Nur ein Birgerarbeiter kam mit dem Aufgabenfeld nicht so gut zurecht, so dass ihn der
Fachbereich Senioren ausschlieflich in der betreuten Wohnanlage Luise-Blume-Stiftung
eingesetzt hat, wo die Begleitung der Aufgabenwahrnehmung durch die Hausleitung die
erforderliche Unterstlitzung geboten hat.



Informations-
drucksache -
Landeshauptstadt Hannover
. 1. Neufassung
In den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss
In den Ausschuss fir Integration, Europa und Nr.[2018/2013 N1
Internationale Kooperation (Internationaler Ausschuss)
In den Sozialausschuss Anzahl der Anlagen|1
An den Jugendhilfeausschuss (zur Kenntnis) 20 TOP

Neufassung aufgrund Erweiterung der Beratungsfolge,
keine inhaltlichen Anderungen

Konzept Beratungsstelle fir Asylsuchende

Die Verwaltung legte mit der Drucksache 1583/2011 das ,Dreisédulenkonzept” zur
Unterbringung von Aussiedlerinnen, Aussiedlern und Flichtlingen vor. Mit dem Ratsauftrag
2781/2012 ,Leitbild zur Unterbringung von Spataussiedlerinnen, Spataussiedlern und
Flichtlingen“ wurden weitere Umsetzungsschritte konkretisiert.

Dabei wurde unter Punkt 4 gefordert, dass zur Betreuung der Fluchtlinge in Wohnungen die
stadtische Beratungsstelle beim Kommunalen Sozialdienst (KSD) personell wieder
aufgestockt wird (2 Stellen) und ein Betreuungskonzept erarbeitet werden soll, in dem die
sozialen Hilfen fur die dezentral in Wohnungen untergebrachten Personen aufgezeigt
werden.

Das Stellenbesetzungsverfahren ist eingeleitet worden und soll noch in 2013 abgeschlossen
werden. Das Betreuungskonzept, hach dem die Beratungsstelle des KSD bereits arbeitete,
wurde Uberarbeitet und wird nun in der Anlage von der Verwaltung vorgelegt. Eine
Abstimmung mit dem Runden Tisch fur Gleichberechtigung und gegen Rassismus wird
zeitnah erfolgen.

Hintergrundinformationen

Allgemeine Entwicklung

Die Anzahl der Klientinnen und Klienten sowie die Verhandlungszahlen der Beratungsstelle
sind seit mehreren Jahren weitgehend stabil und kaum verandert. Wahrend der
vergangenen 30 Jahre haben die wechselnden Hauptherkunftsléander der Klienten in der
Beratungsstelle stets die weltweiten Krisenherde widergespiegelt.

Derzeit werden in der Beratungsstelle 462 Personen aus 30 Landern betreut. Meist handelt
es sich um Familien mit mehreren Kindern, gut ein Viertel der Klienten ist alleinstehend. Die
Flichtlinge verfigen Uber unterschiedlichste Bildungsniveaus und kommen aus allen

sozialen Schichten. Je nach Problemlage und persénlichen Ressourcen der Asylsuchenden



erfolgt die Begleitung/Beratung sehr engmaschig und intensiv bis sporadisch.

Ein groRRer Teil der Klientinnen und Klienten bezieht staatliche Transferleistungen;
zunehmend werden auch Erwerbstatigkeiten ausgelbt (meist im Niedriglohnsektor, als
Minijobber oder bei Zeitarbeitsfirmen) und dazu erganzend Leistungen vom Fachbereich
Soziales, Jobcenter oder der Familienkasse beantragt, da das Arbeitseinkommen den
Lebensbedarf nicht deckt.

Ziele der Flichtlingssozialarbeit und Beratungsange bot

Nach einer ersten Eingewthnungs- und Orientierungsphase in einer
Gemeinschaftsunterkunft oder einem Wohnprojekt ist es Ziel der weiteren Betreuung, die
Alltagskompetenz der Betroffenen zu starken und ihnen Kenntnisse Uber Verfahrensablaufe
sowie Uber ihre Rechte und Pflichten zu vermitteln. Hierbei soll, auch unter ErschlieBung der
personlichen Ressourcen, eine weitere Integration und Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben herbeigefuhrt werden, soweit dies im Rahmen der auslénder- und sozialrechtlichen
Bestimmungen mdglich ist.

Das Beratungsangebot umfasst schwerpunktmafig:
- Beratung in wirtschaftlichen Angelegenheiten und Unterstitzung bei
Antragstellungen
Informationen zum Asylverfahren und in auslanderrechtlichen Fragen
Vermittlung und Unterstiitzung im Umgang mit Behérden und Institutionen
Hilfe bei Wohnungsproblemen

Die Beratung erfolgt im Rahmen von Einzelfallhilfe. Es werden Sprechstunden abgehalten
und bei Bedarf sowohl Hausbesuche durchgefihrt als auch Klientinnen und Klienten zur
Vorsprache bei Behérden und Institutionen begleitet.

Bertcksichtigung von Gender-Aspekten

Das beschriebene Angebot richtet sich grundséatzlich an beide Geschlechter, sowohl an
Einzelpersonen als auch an Familien. Den Problematiken der einzelnen Personengruppen,
die sich aus der Fliichtlings- und Exilsituation ergeben, wird in der Beratung und Begleitung
Rechnung getragen.

Kostentabelle
Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen.
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Konzept zur Betreuunq dezentral untergebrachter Asylbewerber durch die
Beratungsstelle fiir Asylsuchende

1. Zielgruppe

Die Beratungsstelle flr Asylsuchende der Landeshauptstadt Hannover ist Anlaufstelle fir alle
Asylbewerber im laufenden Asylverfahren, fir abgelehnte Asylbewerber mit Duldung oder
auslanderbehérdlicher Bescheinigung sowie flr Fltchtlinge mit humanitarem Bleiberecht und
deren Familienangehdérige, wenn diese durch den Bereich Stadterneuerung und Wohnen
eine Zuweisung in eine stadtische Unterkunft oder Wohnung erhalten haben oder im
Stadtgebiet Hannover in einer privat angemieteten Wohnung leben.

Kennzeichnend fur die Zielgruppe ist die Unterschiedlichkeit hinsichtlich Herkunftsgebiet,
kulturellem Hintergrund, sozialem Status und Bildungsniveau.

Allen Fluchtlingen gemein ist der Verlust wichtiger vorher identitatsstiftender Merkmale wie
das bisherige soziale Umfeld, der sozialen Rolle, der Berufs- oder Erwerbstétigkeit. Nicht
selten mussten zunachst Familienangehdrige zuriickgelassen werden oder diese fanden
Aufnahme in anderen Landern. Haufig liegen schwerwiegende physische und psychische
Erkrankungen oder traumatische Erfahrungen vor.

In der Regel haben Asylsuchende keine deutschen Sprachkenntnisse und Wissen um
gesellschaftliche Verhéltnisse, Gesetzgebung, staatliche Organe etc. in Deutschland ist nur
in geringem MaBe oder gar nicht vorhanden.

2.Ausgangssituation und Ziele der sozialen Arbeit mit Fltichtlingen

Die Beratung von Flichtlingen, die sich erst kurze Zeit in Deutschland aufhalten, beinhaltet
zunachst eine Orientierungshilfe im weitesten Sinne. Dies bedeutet, dass Kenntnisse tber
Verwaltungsablaufe, Uber Rechte und Pflichten sowie Uber Zustandigkeiten von Behdrden
und Institutionen vermittelt werden. Ziel ist die Aneignung notwendigen Alltagswissens und
die Starkung der Alltagskompetenz. Flichtlinge sollten Schritt flr Schritt in die Lage versetzt
werden, ihre Angelegenheiten selbst zu regeln und ihre Interessen selbsténdig zu vertreten.

Die Frage der Aufenthaltssicherung ist far alle Asylsuchenden von existentieller Bedeutung.

Ein groBer Teil der Flichtlinge wird nach einem positiven Ausgang des Asylverfahrens oder
aus anderen humanitéren oder familidren Grinden langfristig oder dauerhaft in Deutschland
bleiben.

Bestreben der meisten Flichtlinge ist es, sich in die neue Umgebung erfolgreich zu
integrieren und zu partizipieren. Fir Erwachsene muss daher nach Mdglichkeiten zur
Teilnahme an einem Sprachkurs gesucht und eine Perspektive fur eine Erwerbstatigkeit
erarbeitet werden. Kinder und Jugendliche sollten in Kindertagesstatten, Schulen und
Vereinen die notwendige Férderung erhalten.

In Féllen, in denen ein weiterer Aufenthalt in Deutschland definitiv ausgeschlossen ist, sind
alternative Perspektiven zu entwickeln, zum Beispiel hinsichtlich Rickkehr ins Herkunftsland
oder Weiterwanderung.



3. Arbeitsweise

Die Beratungsstelle bietet zweimal wdchentlich eine offene Sprechstunde an und vergibt
dartber hinaus Termine nach Vereinbarung. Bei Bedarf werden Hausbesuche durchgeflihrt
und Klienten zur Vorsprache bei Behérden und Einrichtungen begleitet.

Es hat sich gezeigt, dass insbesondere die Hausbesuche dazu geeignet sind, das
notwendige Vertrauensverhalinis zu den Klienten herzustellen und auszubauen, da das
Aufsuchen der Familie in deren hauslicher Umgebung in der Regel eher als Wertschatzung
denn als Kontrolle verstanden wird.

Das Beratungsangebot ist ganzheitlich, das heiBt, dass Flichtlinge grundsatzlich mit Fragen
und Anliegen aus allen Lebensbereichen vorsprechen kénnen; gegebenenfalls werden dann
auch weiterfihrende Hilfen vermittelt.

Je nach Erfordernis erfolgt die Beratung und Betreuung sehr engmaschig oder eher
sporadisch.

4. Arbeitsinhalte
Das Beratungsangebot umfasst schwerpunktmaBig:
e Orientierungshilfen in allen Bereichen des Alltags

e Beratung in wirtschaftlichen Angelegenheiten und Unterstitzung bei Antragstellungen
(Leistungen nach dem AsylbLG, SGB 1I,SGB 1lI,SGB Xll, Wohngeld, Kindergeld,
Kinderzuschlag, Elterngeld, BAf6G, Spenden u.a.), Erlauterung von
Leistungsbescheiden und Hilfe bei der Durchsetzung von Anspriichen

e Informationen zum Asylverfahren und bei allen auslanderrechtlichen Fragen (zu
Asylverfahrensgesetz, Zuwanderungsgesetz, Erlasse der Innenminister, Erlasse zu
einzelnen Herkunftslandern, Bleiberechtsregelungen, Abschiebestopps,
Familienzusammenfiuhrung, Umverteilung, Auflagen bezlglich Aufenthalt und
Wohnsitznahme, gesetzliche Regelungen bezlglich Zugang zu Beschaftigung /
Erwerbstatigkeit und Ausbildung)

e Beratung Uber Rechtsanspriche bei Asylanerkennung / Zuerkennung der
Fluchtlingseigenschaft, bei Anerkennung von Abschiebungshindernissen oder bei
sonstiger Anderung des Aufenthaltsstatus und Hilfe bei der Geltendmachung der
Anspriche

o Vermittelnde Tatigkeiten und Unterstitzung im Umgang mit Behdrden, Institutionen
und Personen (Fachbereich Soziales, Bundesagentur fir Arbeit, Jobcenter,
Fachbereich Recht und Ordnung - Auslanderangelegenheiten, Bundesamt fir
Migration und Flichtlinge, Botschaften / Konsulate, Vermieter, Kindertagesstatten,
Schulen, Vereine und Verbande u.a.)

e Hilfe bei Wohnungsproblemen (Beratung bei dringlichem Wohnungsbedarf,
Vermittlung bei Mietschulden und Energiekostenriickstanden)

e Vermittlung weiterfihrender Hilfen, unter anderem bei spezifischen Problemen der
Exilsituation wie psychischen Problemen und Traumata, bei Gewaltproblematik in der
Familie, Integration in den Arbeitsmarkt, Schuldnerberatung sowie bei
Weiterwanderungs- und Rickkehrwinschen



e Hilfe und Unterstitzung beim Zugang zu Bildungseinrichtungen und
Freizeitangeboten

e Beratung in allgemeinen padagogischen Fragen; bei Bedarf Vermittlung an die
Bezirkssozialarbeiter im Kommunalen Sozialdienst

e Kollegiale Beratung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kommunalen
Sozialdienstes und anderer sozialer Einrichtungen in fachspezifischen Fragen

5. Kooperationen

Angestrebt wird eine enge Kooperation mit dem Sachgebiet Unterbringung des Bereichs
Stadterneuerung und Wohnen, mit den sozialpadagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Gemeinschaftsunterkiinfte und Wohnprojekte sowie mit dem Sachgebiet Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz des Fachbereichs Soziales.

Um eine mdglichst hohe Zahl der Asylsuchenden zu erreichen, sollten, sobald der Umzug
aus der Gemeinschaftsunterkunft / dem Wohnprojekt in eine konkrete Unterkunft / Wohnung
feststeht, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungsstelle hieriber informiert und die
Asylsuchenden mit dem Angebot der Beratungsstelle vertraut gemacht werden.

6. Organisatorisches
Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Beratungsstelle flr Asylsuchende sollten auch
zukinftig einer einzigen Dienststelle zugeordnet sein, damit der notwendige fachliche

Austausch sowie die gegenseitige Vertretung gewahrleistet sind.

Die interne Zustandigkeit richtet sich nach dem Stadtteil des Wohnsitzes.



	Sitzung ASozial am 21.10.2013
	Einladung
	Protokoll
	TOP 4.1. Antrag der CDU zu Stadtführungen für Gehörlose und Schwerhörige  (Drucks. Nr. 1352/2013)
	TOP 4.2. Änderungsantrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Drucks. Nr. 1352/2013 (Antrag der CDU zu Stadtführungen für Gehörlose und Schwerhörige) (Drucks. Nr. 2080/2013)
	TOP 5. Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion zu einer Projektgruppe zum Thema "Flüchtlinge" (Drucks. Nr. 1464/2013)
	TOP 6.1. Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Beratung von SeniorInnen zum Thema "Wohnen" (Drucks. Nr. 1771/2013)
	TOP 6.2. Änderungsantrag der CDU-Fraktion zu Drucks. Nr. 1771/2013 (Antrag der SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Beratung von SeniorInnen zum Thema "Wohnen") (Drucks. Nr. 2138/2013)
	TOP 7. Abschluß der Sanierung Vahrenheide-Ost (Drucks. Nr. 1434/2013 mit 2 Anlagen)
	1434-2013 Anlage1
	1434-2013 Anlage2

	TOP 8. Abschluß der Sanierung Vahrenheide-Ost (Drucks. Nr. 1434/2013 E1 mit 2 Anlagen)
	1434-2013-E1 Anlage1
	1434-2013-E1 Anlage2

	TOP 9. Förderung gemeinschaftlichen Wohnens  (Drucks. Nr. 1657/2013)
	TOP 10. Förderung sozialer Quartiersentwicklung mit besonderem Fokus auf ältere Menschen (Drucks. Nr. 2039/2013)
	TOP 11. Sucht im Alter (Informationsdrucks. Nr. 2115/2013)
	TOP 12. Netzwerk Demenz;

- Perspektiven im Kommunalen Seniorenservice Hannover (KSH) im Hinblick auf das auslaufende Projekt Bürgerarbeit (Informationsdrucks. Nr. 2116/2013 mit 1 Anlage)
	2116-2013 Anlage1

	TOP 13. Konzept Beratungsstelle für Asylsuchende (Informationsdrucks. Nr. 2018/2013 N1 mit 1 Anlage)
	2018-2013-N1 Anlage1



